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„Die Neue Welt“

h v ä
für Halle und den Saalkreis, die Kreiſe Merſebur

TorgauLiebenwerda

Redaktion und Expe

Arbeiter, Parteigenoſſen!
Ein erbitterter Kampf iſt wieder einmal auf der ganzen

Linie gegen die Sozialdemokratie entbrannt. Von allenSeiten ertönt der Ruf zu ihrer Unterdrückung, zu ihrer Ver

nichtung Zwar ſind wir die letzten, welche ſich etwa der
Befürchtung hingeben, daß der von den Gegnern gepredigte
Kreuzzug gegen die Sozialdemokratie etwa den von ihnen
ewünſchten Erfolg haben könnte. Die Sozialdemokratie hat

im arbeitenden Volke zu tiefe Wurzeln geſchlagen, als daß
man ſie ausrotten könnte. Aber in Zeiten wie der gegen-
wärtigen erwächſt für alle aufgeklärten Arbeiter mehr als je
die heilige Verpflichtung, treu zu ihrer Partei zu ſtehen, an
allen ihren Aktionen ſich zu beteiligen und ſich nicht mit
der ſtillſchweigenden Sympathie oder gegebenenfalls der Ab-
gabe eines Stimmzettels zu begnügen.

Das Wiſſen unter die Maſſen, die Aufklärung
dem Volke, heilige Begeiſterung für die hehren
Jdeale Freiheit, Gleichheit, Brüderlichkeit, das
ſind die Waffen, mit denen wir eine Welt er-
obern werden.

Jn dieſem Zeichen werden wir ſiegen, denn dem einmütig
ausgeſprochenen Willen eines ganzen Volkes kann auf die
Dauer keine Macht der Welt widerſtehen.

Sammelt Euch darum um Eure Organiſationen, Arbeiter,
ſammelt Euch vor allem um Eure Preſſe. Sie iſt es,
die Wiſſen und Aufklärung unter den Arbeitern verbreitet,
und darum den Zorn der Gegner am meiſten erregt, ſie iſt
es, die in erſter Linie ihren Anſturm auszuhalten und ab-
zuſchlagen hat. Eine ehrenvolle Aufgabe und ehrenvoll ſind
auch die Narben, die ſie in einem nun dreißigjährigen Kampfe
davongetragen. Aber ſo wie die Arbeiterpreſſe treu und un-
entwegt zum arbeitenden Volke ſteht, ſo muß auch das
arbeitende Volk zu ſeiner Preſſe ſtehen. Jn keiner Arbeiter
wohnung ſollte ſie fehlen und Ehrenpflicht eines jeden Ar
beiters, der den h Weri der Arbeiterpreſſe erkannt hat,
muß es ſein, für ihre Weiterverbreitung zu ſorgen, ihr neue
Freunde zu erwerben. Erſt dann, wenn alle Anhänger der
Arbeiterſache auch Leſer und Abonnenten der Arbeiterpreſſe
ſind, kann dieſe ihre Aufgabe voll und ganz erfüllen.

Dieſem Ziele nachzuſtreben, ſei Pflicht eines jeden Ar-
beiters, er leiſtet dadurch ſeiner Klaſſe und ſich ſelbſt den
beſten Dienſt.

Das Volksblatt wird wie bisher unentwegt zur Sache der
Enterbten ſtehen und allen Verfolgungen zum Trotz das
Banner der Arbeit hochhalten.

Deshalb abonniert auf unſer Blatt und verbreitet es,
ſoweit es in Euren Kräften ſteht.

Redaktion und Verlag des Polksblatts.

Fort mit der Geſindeordnnng!
Alle Klagen der gewerblichen Arbeiter und Arbeiterinnen

über ſchäbige Lohndrückungen, Nichtbezahlung von Ueber-
ſtundenarbeit, Lehrlingsausbeutung, ſchlechte Koſt, ungenügende,
Wohnräume und wie die Leiden alle heißen mögen, unter
denen die Lohnſklaven zu ſeufzen haben, reichen nicht ent
fernt an das Ungemach, welches den Knechten, Mägden und
Dienſtboten ſtraflos zugefügt werden darf, dank der noch
eltenden Geſindeordnung, die gleichfalls in nächſter Zeit
hre „Hundertjahrfeier“ begehen kann. Und während es bei

den gewerblichen Arbeitern ſo ſteht, daß der Kleinbetrieb den
von ihm Beſchäftigten in der Regel größere Leiden und Ent
behrungen bringt als der Großbetrieb, iſt es bei dem länd-
lichen Geſinde in der Regel umgekehrt. Der Knecht des
Klein und Mittelbauern iſt zwar auch nicht auf Roſen ge-
bettet, aber in den meiſten Fällen iſt ſein Los weit erträg-
licher, als das eines Knechts, der dem Großgrundbeſitz
fronden muß. Je größer das Gut, deſto miſerabler die
Koſt, deſto filziger die Bezahlung, deſto trauriger die Wohn-
und Schlafräume, deſto brutaler die Behandlung, deſto ſcham-
loſer die ſittlichen Vergehungen gegen das weibliche Dienſt-
perſonal.

Ehe ein Knecht, eine verſchüchterte Magd ſich in die Re
daktion eines ſozialdemokratiſchen Blattes getraut, um hier
Schutz zu finden, muß es weit gekommen ſein, und doch
ſuchen verhältniemäßig mehr Knechte und Dienſtboten auf
dieſe Weiſe Hilfe als gewerbliche Arbeirer. Was treten da
für himmelſchreiende Zuſtände zu Tage. Jn wie
Weiſe hat hier der eine ſeinen Knecht um den Lohn ge
prellt! Welche Speiſe, geringer als das Schwein-futter,
wird dort dem Geſinde als Nahrung vorgeſetzt! Unter
vielen ähnlichen Fällen ſei der folgende herausgegriffen, der
erſt in den letzten Tagen uns bekannt geworden iſt. Jm
unweit von Halle gelegenen Dorfe Wallwitz hat ein Guts.
beſitzer ſeit zwei Jahren einen Arbeiter gegen elf Mark
Wochenlohn als Knecht beſchäftigt. Eine Mark wöchentlich
behält der olle ehrliche Gutsbeſitzer zurück bis zum Schluſſe
des Dienſtjahres. Vorige Oſten hat er die 52 Mark dem
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Knecht ausgezahlt. Nachdem aber letzterer vergangene Weih
nachten ſeinen Dienſt auf den kommenden 1. April gekündigt
n machte ihm der Gutsbeſitzer ſeit einigen Wochen das
eben ſo ſauer, daß es der Arbeiter endlich nicht mehr aus

r konnte und vor kurzem den Dienſt einfach verließ.
das war offenbar ganz nach Wunſch des Gutsbeſitzers, denn

dieſer verweigerte nun die Herausgabe der „aufgeſparten“50 Mk. Bei der vollſtändigen Vittelloſigkeit des Tage
löhners und bei den Schwierigkeiten, mit denen die Führung
eines Prozeſſes für einen ländlichen Arbeiter verbunden iſt,
wird der Knecht wohl kaum zu ſeinem Gelde kommen. Das
iſt, wie geſagt, nur einer von vielen Fällen und bei weitem
noch nicht der ſchlimmſte. Unter „Gerichtsſaal“ veröffent-
lichen wir in vorliegender Nummer einen weiteren Beitrag
zu den idylliſchen Genüſſen, die ländlichen Arbeiterinnen be
ſchieden ſind, und im örtlichen Teile bringen wir den Arbeits
vertrag zum Abdruck, den der Rittergutspächter C. Naumann
in Tottleben mit ſeinen „freien“ Arbeitern abgeſchloſſen hat.
Jeden Tag könnten wir ähnliches veröffentlichen

Gewiß! Die Leute ſind gewöhnlich nicht ohne Schuld,
wenn ſie übers Ohr gehauen werden, und jener Knecht in
Wallwitz hat T3 große Dummheiten gemacht: erſtens die,
daß er die Bedingung auf Einbehaltuug einer Mark von
jedem Wochenlohne eingegangen iſt und zweitens die, daß er
ſeinem „Herrn“ ins Garn gelaufen iſt und ſich hat weg-
drangſalieren laſſen. Wer jedoch mit dem Landleben einiger
maßen Beſcheid weiß, der wird die begangenen Fehler be
greiflich finden. Nicht eher wird die Wehrloſigkeit der unter
der Geſindeordnung ſtehenden Arbeiter und Arbeiterinnen
ihren „Herrſchaften“ gegenüber ein Ende nehmen, als bis
die vorſintflutliche Geſindeordnung beſeitigt iſt.

Als die franzöſiſche Revolution die baufällige Ruine des
alten Feudalſtaates niederrifz, wurde die Gleichheit vor
dem Geſetz auch auf die Dienſtboten ausgedehnt. Alle
polizeilichen und privatrechtlichen Beſtimmungen über das
Dienſtboten weſen kamen in Diegferl. Das Geſinde wurde
gleich allen übrigen Arbeitern unter das Bürgerliche Geſetzbuch geſtellt. Dieſes Zugeſtändnis an die dienende aiſf-

fiel der revolutionären Bourgeviſie ſehr ſchwer, und man er
zählt fich von ihrem Führer, dem berüchtigten Grafen Mi-
rabeau, daß dieſer ſeinen Diener durchgeprügelt habe, als
dieſer von der Gleichberechtigung zu ſprechen wagte. Die
Freiheit und Gleichheit mußte in dem bürgerlichen Klaſſen
ſtaate bloßer Schein bleiben, allein es blieb wenigſtens die
Gleichheit vor dem Geſetze beſtehen, und ein 1810 unter-
nommener Verſuch, dieſe Gleichheit wieder zu durchbrechen,
mißlang.

Daß dieſer Zuſtand in Frankreich jemals den Beſtand der
Geſellſchaft gefährdet hätte, wird niemand behaupten wollen.
Wenn aber bei uns in Deutſchland eine ſolche Gleichſtellung
verlangt wird, dann erhebt ſich ein fürchterlicher Lärm, und
das politiſche Nachtwächtertum iſt ſofort auf den Beinen, um
zu verkünden, daß „die Grundlagen von Staat und Geſell:-
ſchaft“ dringend gefährdet ſeien. Man iſt eben in Deutſch-
land nie an einen Zuſtand der Freih.it gewöhnt worden,
und die herrſchenden Klaſſen drücken um ſo härter auf das
arbeitende und dienende Volk, je weniger ſie ſelbſt die wahre
Freiheit des Menſchen zu ſchätzen wiſſen. Für ſie iſt das
Höchſte die Freiheit der Kapitalbildung und die Freiheit des
Genuſſes.

Unſer Bürgertum, auch da, wo es „freiſinnig“ denkt,
kann ſich nicht leicht zu dem Gedanken erheben, den Dienſt
boten die Gleichheit vor dem Geietze zuzugeſtehen, obſchon
dies die natürlichſte Sache von der Welt iſt. Man hält das
Dienſtbotenweſen für eine ewige und unabänderliche Einrich
tung und auch der kümmerlichſte Kleinbürger hält es für
ſein natürliches Vorrecht, daß andere Menſchen aus „niederem
Stande“ ihn nicht nur bedienen müſſen, ſondern auch geſetz
lich unter ihm ſtehen. Daß Dienſtboten von Natur aus die
gleichen Menſchenrechte haben, wie die ſogenannten Herr-
ſchaften, das iſt in ſolch' einen Spießbürgerſchädel nicht
hineinzubringen. Weit ſchlimmer noch ſteht es auf dem
Lande, bei dem Junker und beim Bauern. Der kleine Bauer,
der keine Dienſtboten hat, kommt außer Betracht er beſorgt
mit ſeiner Familie die Feld und Hausarbeit ſelbſt. Aber
der Großbauer, der Rittergutsbeſitzer und der Magnat
dieſe Leute ſehen es für eine Art göttlicher Einrichtung an,
daß das Geſinde unter be'onderen Geſetzen ſteht, die dem
„Brotherrn“ eine Reihe von Vorrechten geben und das Ge-
ſinde in Unterwürfigkeit erhalten ſollen. Die Geſindeord
nungen, deren wir in Deutſchland etwa achtzig haben, ſind
ein Ueberbleibſel aus der ſchönen Zeit der Hörigkeit und
der Leibeigenſchaft; ſie haben ihre gegenwärtige Form zum
Teil noch im vorigen Jahrhundert erhalten.

Das Chriſtentum, das die Sklaverei ſeiner Zeit nicht ab
geſchafft hat, hat auch feinen Einſpruch gegen die Geſinde-
ördnungen erhoben, denn es ſind Leute von „chriſtlichem“
Geiſte, die namentlich auf dem Lande die Geſindeordnungen
für unentbehrlich erklären. Die großbäuerliche Protzenſchaft
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Nun ſollte man meinen, daß der Herr Profeſſor zu dem
Schluſſe käme, die nur im einſeitigen Intereſſe der herrſchen-
den Klaſſen entſtandene Ausnahmegeſetzgebung gegen das Ge
ſinde müſſe beſeitigt werden. Fehlgeſchoſſen! Wer das
glaubt, kennt deutſche Profeſſoren ſchlecht. Der Herr Pro-
feſſor ſagt, die Dienſtboten ſtänden meiſtens in einem Alter,
„in welchem eine Gewaltübung der Polizei und der
Herrſchaft über ſie als Erſatz der ihnen fehlenden elterlichen
Leitung angeſehen und gerechtfertigt werden kann.“
Auch müſſe man ſich gegen die Vertragsbrüche ſchützen, denn
dieſelben könnten zur Erntezeit eine Gefahr für die Geſamt-
heit werden. Dieſe Gefahr hbeſtöne, unſerer unmaßgeblichen
Meinung nach, darin, daß die Großdauern genötigt werden
könnten, ihre Arbeiter anſtändig zu bezahlen und gurch ſonſt
anſtändig zu behandeln. Welch eine Gefahr für die menſch-
liche Geſellſchaft

Die Anſchauungen des Herrn Profeſſors ſind im allge
meinen diejenigen unſerer bürgerlichen Kreiſe. Das Bürger-
tum hat ſehr wenig Energie gezeigt, um nur auch die
Prügelparagraphen in den Geſindeordnungen zu beſeitigen,
und wir zweifeln ſehr ſtark daran, daß die papierene Be
ſeitigung des „Züchtigungsrechts“ durch das neue Bürger-
liche Geſetzbuch die Dienſtboten von 1900 ab vor Mißhand-
lungen bewahren wird. Dem Großbauern- und Agrarier
tum ſind die Geſindeordnungen ein vortreffliches Mittel, die
ländlichen Arbeiter an der Organiſation zu verhindern.

Die Sozialdemokratie allein iſt prinzipiell
für die Gleichſtellung der Dienſtboten mit an-
deren Leuten eingetreten: alle anderen Parteien ſind
dagegen oder drücken ſich um die Frage herum. Danach iſt
zu bemeſſen, was kommen kann, wenn die Regierung auf
den Reichstagsbeſchluß eingehen und ein Reichsgeſetz für das
Geſindeweſen vorlegen ſollte. Die Einheitlichkeit wäre aller-
dings ein Fortſchritt, und es ließen ſich auch vielleicht einige
der härteſten Beſtimmungen beſeitigen. Jm übrigen aber
halten die herrſchenden Klaſſen, und zwar mit Schönberg
zu reden in ihrem eigenen Jntereſſe an einer Aus

nahmegeſetzgebung für das Dienſtbotenweſen feſt.
Unter dieſen Umſtänden darf man ſich nicht wundern,

wenn bei uns die allgemeine politiſche Freiheit ſo ſehr ver
fümmert iſt. Menſchen, die nicht einmal der dienenden
Klaſſ- das geringfügige Zugeſtändnis der Gleichheit vor dem
Geſetze gönnen, wo ſollen ſie Begeiſterung für allgemeine
politiſche Freiheit hernehmen

Die Arbeiterſchaft hat die kulturelle Verpflichtung, die
herrſchenden Klaſſen zur Gerechtigkeit zu erziehen. Und
darum muß der Ruf „Fort mit der Geſindeordnungl-
ſo lange erhoben werden, bis er erfüllt worden iſt.

Sagesgeſchicdſte.
Neue Schiffe neue Steuern! Die marine-

begeiſterte freikonſervative Schleſ. Zig. drängt förmlich zu
einem Konflikt wegen der nicht bewilligten Schiffe. Doch
muß ſie entgegen den Verſicherungen der Regierungs
vertreter und ihrer Bundesgenoſſen im Reichstage zu
geben, daß die Flottenvermehrung nicht ohne neue Steuern
durchzuführen iſt. Es heißt in dem betreffenden Artikel:

„Man farn es dem Zentrum nicht verdenken, wenn es der ſinan
ziellen Schönfärberei der allerjüngſten Zeit entſchieden zptsegep.
getreten iſt. Es iſt in dieſem Punkte dem großen Zwecke zuliel
des Guten wirklich etwas zu viel gethan worden. Der nüchterne
Rechner kann ſich allerdings nicht verhehlen, daß wir bei dem
wachſenden u in abſehbarer Zeit, wenn wir eine weitere Be
laſtung der Matrikularbeiträge vermeiden wollen zur Vermehrun
der eigenen Einnahmen des Reiches gezwungen ſein werden. Da
aber will das Zentrum durchaus verhüten und deshalb wird von
ihm die Frage, ob wir eine leiſtungsfähige Flotte ſchaffen wollen,
zwar nicht in klaren Worten, aber in um ſo konkludenteren Hand



Herr
auch nicht mehr

durch die gerung der Ausgaben teuerdruck ere ea Bachem erwidern daß unſere Beſteuerung des Tabaks,

des Bleres, des Weines im Vergleich zu anderen Großſtaaten
lächerlich gering iſt. Aber meint man, das Zentrum damit um

köne Je rmani a antwortet auf dieſe Frage mit einem

runden Nein! Wie viel müßten die neuen Steuern be
tragen Als „lächerlich gering“ bezeichnete die Schleſ. Ztg.
auch die Mehrforderungen nach den Hollmannſchen Flotten
plänen, die ſie auf 10--16 Millionen für das Jahr be
zifferte, während ſie in Wirklichkeit 43-—49 Millionen jähr
lich mehr betragen. Das wäre alſo das Mindeſtmaß an
neuen Steuern, auf das ſich die neuen Steuerpläne einzu
richten hätten! Die Germania empfiehlt den Marine
kartellparteien und ihren Freunden, in ihrer Preſſe recht
eifrig für Tabakſteuer und Bierſteuer von anderer Seite
ſind auch ſchon Petroleumſteuer u. ſ. w. in Vorſchlag ge
bracht worden Propaganda zu machen, ſie würden dann
die „Begeiſterung“ für die neuen Flottenpläne kennen lernen.
Sie fragt: Seit 1879 ſind die indirekten Steuern im Deut
ſchen Reiche von 241 Millionen auf 740 Millionen ge
ſtiegen; iſt das noch nicht genug

Ein preußiſcher Kulturfortſchritt. Die Brau-
weiler Änſtalt, die durch die Enthüllungen ihres ge
heimnisvollen Treibens und ihrer beſonderen Erziehungs-
mittel im Prozeß gegen unſern Parteigenoſſen Redakteur
Hofrichter in Köln in den weiteſten Kreiſen bekannt wurde,
hat auf Vorſchlag des Ausſchuſſes vom Provinzial Landtag
der Rheinprovinz eine Abänderung ihrer Hausordnung er-
halten. Dieſe neue Hausordnung beſeitigt die Anwendung
von Mundknebel, Mundbinde 2c., läßt aber immer noch eine
Reihe ſehr ſtrenger Disziplinarſtrafen zu. Dazu gehört Ent
ziehung des Bettlagers, Koſtſchmälerung, Feſſelung durch
Bein und Handſchellen, Zwangsjacke, Arreſtſtrafen und
einige andere „humane“ Erziehungsmittel. Bedenkt man,
daß die Hausordnung angewendet wird gegen Leute, die
geiſtesſchwach, epileptiſch oder arm ſind, ſo hat man einen
Begriff davon, wie der „Kulturfortſchritt“ in Preußen aus-
ſieht.

Ausland.
Jtalien. Die Zahl von 100 000 Stimmen, die

unſeren italieniſchen Genoſſen bei den Wahlen vorigen Sonn-
tag zugefallen ſind, darf nicht mit der Stimmenzahl von
Ländern mit allgemeinem Wahlrecht verglichen werden
ſelbſt nicht mit ſolchen von beſchränktem und verkrüppeltem,
wie Belgien und Oeſtreich. Jn Italien beträgt nach dem
herrſchenden Zenſus Wahlgeſetz die GeſamtWählerzahl nicht
voll zwei Millionen, von denen über eine halbe Million durch
die Maßregeln des Fälſchers Crispi aus den Wahlliſten ent
fernt worden ſind. Die Zahl 100000 bedeutet alſo etwa
den zwölften Teil ſämtlicher Wähler, während die deutſche
Sozialdemokratie etwas über ein Sechſtel ſämtlicher Wähler,
und ein Viertel der abgegebenen Stimmen hat. Die italie
niſche Sozialdemokratie hätte ſich hiernach in anderthalb
Jahrzehnten denn früher gab es keine italieniſche Sozial
demokrätie ungefähr die Hälfte des Einfluſſes erkämpft,
zen die deutſche Sozialdemokratie in dreißigjährigem Ringen
ſich erobert hat. Das iſt eine gewaltige Leiſtung, die ohne
Zielbewußtheit, Organiſation und Schulung undenkbar wäre.
Achtung vor den italieniſchen Genoſſen

Amerika. Mordkulturelles. Geradezu unglaub
liche Berichte laufen über das Ergebnis von Schießübungen
des amerikaniſchen Schlachtſchiffes „Jndiana“ ein. Wenn
man es wagt, die ſchweren Geſchütze dieſes Panzers abzu
feuern, wird Unheil in jeder Weiſe angerichtet. Das erſte
Marinefachblatt in deutſcher Sprache, die offiziellen „Mit-
teilungen aus dem Gebiet des Seeweſens Pola Heft 1 1897“,
bringt folgendes über den Ausfall einer Probe mit den
32 Zentimeter Hauptgeſchützen. „Der durch das Abfeuern
der Geſchütze verurſachte Choc verbog die Lukendeckel und öffnete
die Decknähte. Um ein völliges Eindrücken der Lukendeckel
zu verhüten, war man gezwungen, Panzerplatten über dieLuken zu legen. Daldoerbrannle Pulverreſte flogen nach

allen Richtungen, verkohlten und brannten Löcher in das
Deck. Die Holzverſchalung in den Kabinen barſt, das Speiſe
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ſervice, die nautiſchen Jnſtrumente, ſowie die Linſen der
jektoren brachen, obzwar ſie vorher verſichert wordener Ein Anker von 37 Zentner Gewicht wurde „weg

eblaſen“ und fiel auf etwa neun Meter Entfernung in dCee Auf den Kommandobrücken war ein Verweilen in der

Nähe der ſchweren Geſchütze unmöglich, obwohl jedermanndie Ohren mit e verſtopft hatte, war die Mann

ſchaft nach den Schüſſen eine Zeitlang vollkommen taub.
Viele hatten Brandflecke auf S und im Geſicht aufzu-
weiſen.“ Von „Jndiana“ P dem erſten der Schlacht
ſchiffe des neuen Programms, ſind drei ſo herrliche Exem
plare vorhanden, ein viertes „Jova“ zeigt wenig Aende-
rungen. Dieſe Schiffe können ſonach ihre Haupt- Artillerie

vier 32 Zentimeter-Hinterlader gar nicht gebrauchen
und ſind demnach Fehlbauten. Die drei koſteten zuſammen
ohne Armierung 10 Millionen Dollars oder 42,5 Millionen
Mark.

Soziale Ieberſicht.
Not und Verbrechen. Auf die miſerable 22 derBureau Angeſtellten wirft ein Vorgehen in Köln ein bezeichnen

des Bild. de vorigen Jahres übernahm dort der Notar B.
ein Notariat. Das erſte, was B. beim Antritt that, war,
daß er ſeinem erſten Schreiber das Monatsgehalt um 30 Mark
kürzte. Der Betreffende dankte und verließ am 1. des nächſten
Monats ſeinen Chef. Dem zweiten Schreiber ſetzte der Notar
das Gehalt von 100 Mark auf 60 Mark herab. Dieſer Schrei-
ber G., der beim Wechſel des Notariats vier Wochen arbeitslos
und daher in äußerſter Bedrängnis war, ließ ſich das gefallen.
G., ein bis dahin unbeſcholtener, von ſeinem früheren Chef
ſeiner Tüchtigkeit und Pünktlichkeit geſchätzter Menſch unterſchlug
eine Summe von 180 Mark. Die That kam nach einigen Tagen
ans Licht. G. geſtand und erklärte ſich bereit, die Summe inner
halb 24 Stunden zu erſetzen. Der Herr Notar aber ließ, wie er
ſagte, der Gerechtigkeit ihren Lauf und zeigte den Schreiber der
Polizei an. Der Unglückliche, der das Gefängnis und ein entt
ehrtes Leben vor ſich ſah, ging zum Rhein und ertränkte ſich.
Damit iſt der Fall „erledigt“. iſt der erſte nicht, den das
übliche Ausbeutungsſyſtem ins Gefängnis oder in den Tod treibt.
Die Lokalblätter melden in kurzen Worten „Heute ertränkte ſich
ein Notariatsgehilfe, der Unterſchlagungen begangen hatte.“ Das

enügt für die honette Welt, die in dem Unglücklichen nur denVieb und den Selbſtmörder ſieht, aber kein Auge und kein Wort

hat für den ausbeutenden Unternehmer der ſeine Angeſtellten mit
einem Gehalt [ohnt, das ſie zum Verbrechen oder zum Ver-
hungern nötigt.

Tagesordunung
für die ordentliche Sitzung der Stadtverordneten,

Montag, 29. März er. nachmittags 4 Uhr.
Oeffentliche Sitzung. en1. Feſtſetzung des Haushaltsplans der Geſchwiſter Röſer-Stif

tung für 1897/98.
2. Verlängerung eines Mietsvertrages.
3. Bewilligung eines Rennpreiſes.
4. Abtretung von Straßenland an den Stärkefabrikanten

Dettenborn.
5. Erhebung von Beiträgen zum Brücken- und Straßenbau im

Zuge des Moritzburggrabens.
6 Petition des 2. kommunalen Wahlbezirksvereins, Schneeabfuhr

von den Straßenbahngeleiſen und Anweiſung von Plätzen zur
Ablagerung von Schnee betr.

S un Hartnuß, Abzüge für hergeſtellte Dachdeckerarbeiten
etreffend.

e e Petition Timpel, Erlaß von Kanalanſchlußgebühren be-
effend.

w fe Petition Rüffer, Erſtuttang von Kanalanſchlußgebühren be-

effend.* e 410. Bewilligung der Mittel zur Erbauung eines Waſſerturmes.
11. Erweiterungsbau der Volksſchule in der Hermannſtraße.
12. Vergebung des Düngers vom Schlacht und Viehhofe.
13. Einſetzung einer gemiſchten Deputation zur Beratung der

Petition hieſiger Kaufleute und Gewerbetreibender, Einführung
einer beſonderen Gewerbeſteuer für die Konſumvereine c.

14. Petition Hauke, Veſeitigung des Eindringens von Waſſer in
ſeine Keller betreffend.

Geſchloſſene Sitzung.
15. Antrag auf eine Zuwendung an einen Lehrer.

h x Betitinn eines Lehrers auf anderweite Regelung ſeines Ge-
altes.

17. Befinden über die Ablehnungsgründe eines Schiedsmannes
bezw. Neuwahl.

18. Definitive Anſtellung eines Polizeiſergeanten.
19. Definitive Anſtellung des Direktors der gewerblichen Zeichen-

ſchule und Feſtſetzung einer Gehaltsſkala für denſelben.
W a von Schiedsmanns Vertretern für die Bezirke 9a

und 9d.

z Bewilligung eines Geldgeſchenks zu einem 50 jährigen Dienſt-
jubiläum.

22. Defivitive Uebertragung der Jnſpektorſtelle beim Paul
Riebeck Stift.

Der Stadtverordneten-Vorſteher.
W. Dittenberger
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lesFohkales und P

keiten der ländli Arbeits verhältniſſeArbeitsvertrag ſt Er m

e
e

ſü etr das n en ſich, mitarbeitsfähigen Mitgliedern ihrer Familien alltä v zur Ar zu kommen und dieſelbe mit großem
eiß und Gewi r r en.ie Arbeitszeit muß pünktlich innegehalten werden und dauert

ſowohl im Sommer wie im Winter von 4--10 Uhr
vormittags und nachmittags von 12--6 Uhr, unter
brochen von je t Stunde t ck und Stunde Veſper-
pauſe. Doch ſteht es dem Arbeitgeber frei, je nach Dring
lichkeit, die nach ſeinem Ermeſſen zu ver
längern und im Winter zu verkürzen.

3. Jeder Arbeiter erhält einen Stundenlohn von 9
ist alſo bei 12ſtündiger Arbeit 1.08 M. einſchließlich
Frühſtück und Veſperpauſe. Die Frauen erhalten
90 Pfennig pro Tag.

4. Die Ernte erhalten die Arbeiter im Akkord und werden hier-
für die üblichen Einheitspreiſe gezahlt und zwar:
ad 4 für 1 M. (180 [D-Rth.) Wieſe oder Grünfütter 1.20

Sommergetreide 1.39
e Wintergetreide 3.wobei das Binden, Aufſetzen und Nachharken einbegriffen

Die Arbeiter ſind ferner verpflichtet, zur Uebernahme d
Rübenroden im Akkord u. ſ. w. und haben ferner gaushilf
weiſe im Kuh- oder Pferdeſtall zu arbeiten.

5. Die Arbeiter erhalten ferner pro Familie 100 Quadratrut
Kartoffelland zur Saat fertig geſtellt, haben ſich ede
8 verpflichten das Land unkautfrei zu halten

en Ausdruſch erhalten die Arbeiter ebenfalls im Aecor
haben jedoch dazu alle erforderlichen Leute, alſo feder
Perſonen zu ſtellen. Sie erhalten dann beim Ausd iſch
der Dampfmaſchine den 20. Ctr.
mit dem Göpel den 18 Cir.
mit dem Flegel den 14, Ctr.

7. Die dem Arbeiter unentgeltlich überwieſene Wohnung
derſelbe in gutem Zuſtande zu erhalten und auf ſeine Koſt
einmal jährlich weißen, ſowie kleine Reparature
Fenſterſcheiben und Reinigen der Oefen machen zu laſſen
Sollte jedoch der Arbeiter ſich Veruntreuungen oder ſchlechte
Betragen zu ſchulden kommen laſſen, ſo auch ſeine Arbeverlaſſen, ſo verliert er jedes Anrecht an die Kortoffelernte und hat ſeine Wohnung innerhalb der au

den Arbeitsaustritt ablaufenden Woche zu räumen.
Vorſtehendes iſt von beiden Teilen für die Dauer vom 1.
Januar 1897 bis dahin 1898 beſprochen und feſtgeſetzt worden
und kann nur Jahr vorher gekündigt werden. Sollte je-
doch die Kündigungsfriſt nicht wahrgenommen werden, ſo
gilt der Vertrag auf das nächſte Jahr als ver-
längert.Rittergut Tottleben.
Der Arbeitnehmer Der Arbeitgeber.

x C. NaumannWir wundern uns nur, daß Herr Naumann nicht für
jede der halben Stunde Frühſtücks- und Veſperpauſe 4*/, Pf.
von dem fürſtlichen Tagelohne abzieht. Wenn er zu Grunde
geht, da liegt das an dem ſplendiden Arbeitsvertrag.

Beim mſwringe vom Motorwagen zog ſich in der Wucherer
ſtraße ein Mann ſo ſchwere Verletzungen zu, daß er in die Kinik
gebracht werden mußte.

Vom Tode des Ertrinkens rettete der Geſchirrſührer
e den 5 jährigen R. aus Giebichenſtein, als derſelbe ſich
eim Spielen am Ufer der Saale zu weit vorgewant hatte.

Mit durchgeſchnittenen Pulsadern wurde der Berg
mann Schieck auf dem Nordfriedhofe aufgefunden.

Eingebrochen wurde in der Nacht zum Freitag in die Keller
räume des Grundſtücks Sternſtraße 8 und eine größere Menge
Obſt und Wein geſtohlen.

Feuer. Jn der Thorſtraße 12 kam es zu einem Schornſtein-
brand, der jedoch bald wieder gelöſcht werden konnte.

Bitterfeld. Kontrollverſammlungen:
26. April 1897, nachmittags 3 Uhr,

für die Mannſchaften der Reſerve, welche bei der Jnfanterie
gedient haben, aus den Ortſchaften Altjeßnitz. Friedersdorf. Grep
pin mit Werken, Holzweißig, Muldenſtein, Mühlbeck, Niemegk,
Pouch, Sandersdorf mit den Gruben Louiſe, Marie, Antonie,
Richard, Hermine und Vergißmeinnicht, Zöckeritz, ſowie Döbern
aus dem Kreiſe De izßſch.

27. April 1897, vormittags 7 Uhr,
für die Mannſchaften der Reſerve und Landwehr I. Aufgebots
aus der Stadt Bitterfeld, ſowie für die Mannſchaften der Land
wehr J. aus den vorgenannten ländlichen Ortſchaften,
welche bei der Jnfanterie gedient haben, ausſchließlich der
varde Jnfanterie und der als Krankenträger, Lazarett und

Büchſenmachergehilfen ausgebildeten Mannſchaften.
27 April 1897, nachmittags 3 Uhr,

für alle Mannſchaften aller übrigen Waffengattungen, einſchließ
lich der Garde Jnfanterie, der als Krankenträger, Lazarett und

17 89.
41] Ueberſetzt von Auguſt Heine.

z (Nachdruck verboten.)
Schon am 28. November hatten die freien Neger der Jnſel um

das Recht der Zulaſſung zur National- Verſammlung gebeten. Von
den Negerſklaven ſelbſt war dabei nicht die Rede.

Es wurden der V ſechs Deputierte zugeſtanden, nach der
Anzahl der freien Bewohner. Die Negerſklaven blieben dabei
außer Betracht, nur die Anzahl der Weißen, der freien Mulatten
(Kinder von einem weißen Vater und einer ſchwarzen Mutter)
und der freien Neger wurde dabei berechnet.

Die Frage der Negerſklaverei zu enticheiden war ſehr ſchwer,
denn einerſeits wollte man die Menſchenrechte auch fur die
chwarzen Negerſklaven gelten laſſen, andererſeits hielt man die
ufrechterhaltung der Kolonien für unmöglich ohne Negerſtlaverei.
Alexander Lameth ſprach in der Sitzung vom 4. Dezember
ch bin einer der größten Beſitzer auf Saint Domingo, alleinch will lieber meinen ganzen Beſitz aufgeben, als die Grundſätze

der Menſchlichkeit und der Gerechtigkeit.
Ich erkläre mich für Zulaſſung der Miſchblut Bewohner der Jnſel

zur NationalKerſammiung und für Befreiung der Schwarzen.“
Trotz dieſer ſchönen Redensarten war Lameth einige Monate

ſpäter der entſchiedenſte Gegner der Sklavenbefreiung.
Briſſol war der erſte geweſen. welcher in Frankre ch eine Geſell

Sekämpfung der Gleichberechtigung der Schwarzen er
richtet hatte.

Ewige Monate vor Eröffnung der Generalſtände hatte ein
Markgraf Marthe von Gouy den König Louis XVI. gebeten,
mehrere Verhaftungsbefehle zu erlaſſen, gegen die Führer der Be
wegung zu guaſten der Negerſklaven.

„Die armen Schwarzen“, ſagte der König, haben alſo Freunde
in Frarkreich? Das freut mich ja ſehr. Ich denke gar nicht
daran, denſelben in ihren Anſtrengungen entgegenzutreten.“
ma muß anerkennen daß die Antwort dem König Ehre

a

Die Mulatten forderten Zuerkennung der Menſchenrechte fürſich; ſie beabſichtigten aber nicht im allerentferrteſten, Kett

auch für m Schwarzen zu beanſpruchen, deren Blut in ihren
rollte.

Die Memiatten beſaßen meiſt ſelbſt Sklaven; für ſich ſelbſt wollten
ſie alle Freiheiten des Bürgeis, aber die Negeyjklaven, welche
ihren Reichtum ausmachten, ſollten bleiben was ſie waren und
in ihren ſchrecklichen Leiden weiter erhal en werden.

Die Aſſemble erklärte daß alle Weißen und Mulat'en gleiche
Rechte beſitzen ſollten, hiermit waren aber die Weißen in den Ko
lonien nicht einverſtanden und es kam zu blutigen Händeln.

Die ſchwarzen Sklaven jedoch, als ſie ihre Herren in Uneinig-
keit erblickten, erhoben ſich gegen letztere und forderten mit be
waffneter Hand ihre Men'ſchenrechte und ihre Freiheit.

Es kam bald zu den ſchrecklichſten Au ſtänden. Die Neger-
ſklaven welche bis dahin als Tiere behandelt waren, zahlten blutig
heim, was ſie bis dahin gelitten.

Die Kolonien wurden das Theater der blutigſten Kämpfe, der
Maſſenabſ lachtur gen der Herren und ihrer Famtlien.

Alles wurde ermordet Es herrſchte bald nur Morden und
Schrecken auf der herrlichen Jnſel.

Jn Pumis hatten ſich in der N gerfrage zwei Klubs gebildet.
Der eine war der Klub der Negerfreunde ünter Briſſot und Pater
Gregoire; der andere Klub Ma ſiac beſtand aus den Großgrund-
beſitzern und Sklavenbeſitzern von Saint. Domingo unter Barnave
und de Lameth.
Der letziere, welcher ſich am 4. Dezember für die Gleichberech

tigung der Raſſen ausgeſprochen, erklärte die Negerſklaven bald
darauf für „ein notwendi es Uebel“ für die Kolonien.

„Wollen Sie Kolonien oder nicht frug er. „Wollen Sie
Kolonien, ſo müſſen Sie auch die Negerſklaven aufrecht erhalten.
Ohne Nejerſklaven keine Koronien.“

Hierauf antwortete Duport: (nicht Robespierre, wie man viel
fach annimmt) „Wenn es ſich darum handelt, die Gerechtigkeit
cufrecht zu erhalten ſo wollen wir lieber unſere Kolonien opfern,
als einen einzigen unſerer Grundſätze verletzen.“

Bewu derunaswürdige Worte! Nur für denjenigen verſtändlich,
welcher in ſeinem Herzen die L be zur Freiheit und Gerechtigkeit hegt.
tet War iſt ſelbſt frei, weſcher ſeine Nebenmenſchen in Sklaven

en

Laßt uns dafür kämpie daß es allen Menſchen gut geht, da
mit es uns ſelbſt auch gut geht

Saint Domingo erklärte ſich bald darauf für un bhängig
und bildet heute zwei Republiken. Die eine Hälfte der Jnſel Re
publit Saint Domingo, die andere Hälfte Repubuk Haiti.

38

Vom 11. bis 18. Dezember.
Das Prieſtertum, der Hof und die Stadt.

Die Begeiſterung für die Befreiung von jedem Joch ergriff alle
Geſellſchaftsſchichten der Bevölkerung. Alle, welche unter dem
W I alten Knechtſchaft geſeufzt hatten, ſuchten dasſelbe abzu

ütteln.
Am 12. Dezember fand in der Kirche von Saint Etienne eine

Verſammlung der Geiſtlichen ſtatt, in welcher man zum erſten-
male öffentlich die Frage der Eheloſigkeit der Geiſt ichen beſprach.
Eine Frage, welche ſeit langem bereits Schriftſtellern und Philo
ſophen Stoff zu Beſprechungen gegeben hatte.

Die Verſammlung nahm einen ſehr lebhaften Charakter an,
neunzehn verſchiedene Prieſter nahmen als Redner das Wort.
S mich alle ſprachen zu gunſten des Rechtes der Prieſter, eine
Ehe einzugehen.

Der Hauptredner war der Abbé de Cournand. Derſelbe ver
ſicherte: „Es giebt unter dem Himmel kein ſchöneres Geſchöpf
Gottes als das Weib, und es iſt deshalb unſere Pflicht, dieſes
durch Eingehung der Ehe anzuerkennen.“

Er berief ſich auf die Kirchenlehrer und auf die heilige Schrift
und verſprach für ſeinen Teil, wenn der Antrag auf Eheſchlie
ßung angenommen würde alles zu thun, um eine Nachkommen-weh ſo zahlreich wie die des Erzvaters Abraham, hervorzu-

rufen.
Um Mitternacht ſprach der für die Ehe begeiſterte Abbé noch.

Die Mehrzahl der Geiſtlichen jubelte ihm Beifall zu.
Statt aber den von Cournand yeſtellten Antrag zur Abſtim-

mung zu bringen, ſchloß der Vor ſitzende, welcher gegenteiliger An
ſicht war die Verſammlung. Die Mehrzahl der anweſenden
ener jedoch erklären laut, ſich zur Eheſchließung entſchieden zu

aben.
Die Gegner der Eheloſigkeit der katholiſchen Prieſter verſichern,

daß dieſe Einrichtung kein vöttliches Gebot, ſondern ein Disziplin
geſetz der höheren Geiſtlichkeit gegenüber den unteren Geiſtlichen
ſei. Bis zum Jahre 1123 konnten ſich alle chriſtlichen Geiſtlichen
verheiraten.

(Fortſetzung folgt.)
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ausgedildeten Mann aus der Stadtten landichen Or ſche

28. 1807, vormittags 9 Ühr,haſten der Erſahreſerde aus der Stadt Bitter

April 1897, vachmittags 8 Uhr,n 74 chaften der Erfahreſerve ans den vorgenannten

r tte h nun e Feuerwehr.et mmandos,„verbey abnahm e ließ hierbei die
en Deffen und Turner zu begrüsen

u UAnlaf zu 8 ng zu erfahren, wurde bei einem
m gpeefgagt er gab den Beſcheid, der Herr

meint, „das könnte man ſich ſparen“. Aus Groll
benannten Vereine von jeder weiteren Teilnahme
jer ab.

Jn Bitterfeld ſtarbzial Chronik.
hien von Oefen anläßlich der Zentenarfeier der Maurer

rich aprchh herausſtrömende Dämpfe erlitt er ſehr

Aus dem Reiche.
Berlin. Ganz Berlin iſt ein Flammenmeer, log

über die Zentenarfeier in die Welt hinaus. Wiees in hie ausſah, zeigt folgender Bericht des Vorwärts:
„Daß die Hoſlieferanten der ZvigerTaße, der Friedrichſtraße
und der Linden die Ble aller deutſchen Patrioten darſtellen
und daß ihnen keine Koſten zu hoch ſind, wenn es gilt, bei der

Kaiſer Wilhelm den Großen den Glanz ihrer Be
bis in die Spalten der bürgerlichen Reklameblätter

das wußten wir alles ſchon. Wie weit ähnlich
le auch in den entlegeneren Straßen der Reſidenz

Alten wir gern wiſſen, und wir haben deswegen
chickel nicht geſcheut, um nach dieſer Richtung
zu machen. Das Reſultat unſeres Streifzuges
er auch ſonſt ſchon bekannten Thatſache, daß das
in über eine ſolche patriotiſche Feier hinaus ge

e eſchäſtstreibende Kleinbürgerthum ſich nachchtet. Se Pamiotismus iſt äußerlich, unwahr, Ge

die Käufer ihn nicht verlangen und erwarten,
it mache t zu müſſen.

Kiner Witz hat ſich die Hundert-
n laſſen, um üppig ins Kraut zu ſchießen.

Schauluſtiger, der, in einer Seiten-
ereilt, weder vor noch rückwärts

e mit dem Erſuchen, „ihnen doch die
ſeit zu geſtatten. Andere von einem
WFene fragten an, „ob hier die Blockade

In dicker Herr, der ſich reichlich mit
d auch nicht unterließ, von Zeit zu
einer Weinflaſche zu thün, bemerkte

Dkängeln, ſo ſchruckcefſfive komme man
warts.“ Manch einem, deſſen ſchwankender Gang

Zuſtand verriet wurde der gute Rat gegeben, wenn er
atim illuminiert habe, auf die Beſichtigung der öffentlichen

ümination zu verzichten. Jm Erker einer Wohnung in der
harlottenſtraße hatte. während der Hausherr die Kerzen anſteckte,

eine Gardine Feger gefangen, das aber ſofort erſtickt wurde. Um
dem Rauch Abzug zu gewähren, ward das Fenſter geöffnet, und
die untenſtehende Menge konnte mit anhören, wie die geſtrenge
Gattin ihrem ünvorſichtigen Herrn Gemahl recht derb den Text
las. „Nette Zentenargardinenpredigt!“ rief ein halbwüchſiger
Burſche zum ſter hinauf und verſcheuchte damit die Streitenden.
Einem etwas knauſerigen jungen Mann der ſeiner hübſchen Be

leiterin keine „Kaiſerblume“ kaufen wollte, ſchallte die Bemerkung
entgegen: „Der macht's wie der Reichstag, hat ſo 'ne hübſche

lotte und will ihr nicht ein paar Kreuzer bewilligen.“ Die
ſchlachtfeldmäßige Erſcheinung der Sanitätswachen entlockte einem

Jungen“ die Bemerklung: „Ganz wie 1870.“

8 de Neuen Z Fitr F
Von der eit“ (Stuttgart. J. H W. Dietz' Verlag)

iſt ſoeben das 26. Heft des 15. Jahrgangs erſchienen. Aus dem
nhalt heben wir hervor: Weltpolltik. Unſere Jntereſſen in
ſtaſien. Von Heinr. Cunow. Zwei ſozialdemokratiſche Bauern

kongeſſe. Von Paul Engelmann. Die bulgariſche Sozial
demokratie und die Orientfrage. Revue der Revuen.
Literar. ſche Rundſchau. Notitzen: Zuſtände in öoſtreichiſchen
Volksſchulen. Feuilleton: Vom alten Kaſſeler Hofe. Von
Reinhold Jaegg II.

„Soziale Praxis, Zentralblatt für Sozialpolitik.“
Nr. 26 enthält u. a. folgende Aufſähe und Notizen: Die Par-
teien in Selbſtzeichnungen: Die Soziaidemokratie und der öſt
reichiſche Wahlkampf. Soziaipolitiſche Reformen im engliſchen
Poſtdienſte. Fahrpreisermäßigung für Arbeiter in Belgien.
AlkoholMonopol in Rußland. Arbeite zeit und Ärbeitsleiſtung
im Roſitzer Kohlen Bergbau. Arbeits verhältniſſe in bayriſchen

chloſſereien. Land wirtſchaftliche Arbeits verhältniſſe in Un
arn. Der „Muſter Strike“ an der ſchweizeriſchen Nordoſt
hu. Auflöſung der Eiſenbahner Organiſation in Oeſtreich.

Nee Dienſtbotenordnung in Hamburg Weiterbildung der
Sonntagsruhe im Haude arerbe New Yorker Konſamenten
Liga zum Schutz der Arbeiter und Angeſtellt„n. Sparkaſſen
und Arbeiterwohnungen in Frankceich.

S

Hliſche Semg a et Wirt Hum lehten Gatt
e Gemütlichke um en Gaſt):97 en, wollen Sie alt Ihren Baletot

anziehen, ich will Se nämlich nu 'nausſchmeißen.“
Sereniſſimus und der Fuicgz3 aſten. Die dieswöchentliche a Jugend giebt folgenden neuen Sereniſſimus Scherz zum beſten: Serent mus hat ſich huldvollſt bereit

erklärt, einen Beſichtigungsgang durch das neue Hotel des Herrn
Schrauber zu unternehmen und dadurch dem liſſement die
höhere Weihe zu geben. Jn den Vorratsräumen fällt dem hohen
Herren ein großer Fliegenſchrank auf. Er wendet ſich dieſer
halb an den Hotelier.

„Ae mm Herr
Se c e lſo! Mein lieber Hanz recht rauber! Schrauber alſo! n lieber HerrSchrauber, was iſt das hier w
„Ein Fliegenſchrank, Durchlaucht.“

e rank? Soſo Fliegenſchrank! Danke verbindb an Phnf wozu ä dient ſo'n Fliegenſchrank, wenn
„Um die Speiſen vor den Fliegen zu ſchützen, Durchlaucht.“„Aah! Speiſen vor Fliegen zu ſ e Soſoſo. Hm

Hm. Iſt aber doch ſehr ſchwierig, Fliegen da alle ein-
wie?“

„Dasss allerdings Durchlaucht freilich
L Halt' ich nicht für praktiſch, lieber Herr Herr
e
„Ja, Schrauber richtig, Schrauber. ut mir leid, lieber HerrSchrauber halt' ich nicht für ch
T. Einſchätzung. Herr: Haben Sie Vermögen?
Sänger: Nein, ich lebe von der Kehle in die Bl

uſt. Bl.)

Mingeiagdt.
Die Einverleibung Giebichenſteins hat ſchon ſeit länger

als zehn Jahren von ſich reden gemacht, und noch immer will
dieſe Angelegenheit nicht in Fluß kommen. Warum tritt der
Magiſtrat nicht endlich mit einer Vorlage vor die Stadtverord
neten Verſammlung Auf dem Programm, welches vor der Wahl
unſerer beiden ſozialdemokratiſchen Stadtverordneten aufgeſtellt
wurde, iſt bereits die Einverleibung Giebichenſteins als durchaus
notwendig bezeichnet worden. Bereits im Jahre 1888 waren die
Regierung in Merſeburg und der hieſige Magiſtrat einſtimmig
der Anſicht, daß es Zeit ſei, Giebichenſtein zu inkommunaliſieren.
Nachdem Giebichenſtein ſich eine eigene Waſſerleitung erbaut und
ſämtliche Straßen kanaliſiert hatte, glaubte der Magiſtrat, daß
nunmehr endlich die Zeit zur Eingemetndung gekommen ſei und
es wurde im Jahre 1893 u. 94 unter Leitung des nach Erfurt ge-
gangenen Bürgermeiſters Schmidt an einer Vorlage gearbeitet,
welche aber bis heute noch nicht die Oeffentlichkeit erblickt hat.
Beide Orte ſind ſo eng mit einander verwachſen, daß
ſelbſt Eingeweihte die Grenzen nicht heraus zu finden vermögen.
Aus baupolizeilichen, ſanitären und wirtſchaftlichen Rückſichten iſt
die Eingemeindung Giebichenſteins, das mit Halle eine Intereſſen
ſphäre hat, durchaus notwendig. Auf Grund des Kommunal
abgabengeſetzes hat Giebichenſtein bereits 9000 Mk. (Schul und
Armenlaſten) jährlichen Zuſchuß von der Stadt Halle erſtritten!
Um eine größere Zuwendung zu erlangen, ſchwebt das Verfahren
noch beim Oberverwaltungsgericht. Der gerechtfertigten Klage
hätte die Stadt billigerweiſe aus dem Wege gehen ſollen durch
Antrag auf endliche Einverleibung Giebichenſteins! Zwet Drittel
der Giebichenſteiner Einwohner arbeitet in halleſchen Großbetrie
ben und ſetzt deren Beſitzer in den Stand, der Stadt Halle große
Steuerbeiträge abzuführen. Es iſt recht und billig, daß die Stadt
als Betriebsgemeinde zu den nicht geringen Koſten für die Ein-
ſchulung ſolcher Kinder, deren Väter in Halle arbeiten, heran
gezogen wird. Beide Orte ſtehen eben im innigſten Konnex und
gehören unter eine Verwaltung. Warum Halbpart machen und
nur Gimrit haben Die Regelung des Wettiner Platzes, die

flaſterung der Trifſtſtraße 2c. kommt nicht in Fluß weil zwei
emeinden beteiligt ſind Es muß auch endlich an den Verkauf

des in Giebiſchenſteiner Flur liegenden halleſchen Plares an der
Reiiſtraße (gegenüber der Kaſerne) gedacht werden; der ent
an Preis kann aber erſt erzielt werden, wenn der Acker im

eichbilde der Stadt liegt. Die Gemeindebehörden anderer
Großſtädte ſind längſt zu der Ueberzeung gelangt, daß es das
Richtigſte iſt, die Einverleibung der Vororte nicht auf
die lange Bank zu ſchieben. So haben unſere Nachvarſtädte
Leipzig, Magdeburg 2c. die im Verhältnis zu ihrer Einwohner
zahl viel größeren Orte einverleibt. Vielleicht nehmen unſere
beiden Stadtverordneten Gelegenhett, den Magiſtrat zu interpel
lierer, wie weit die vor Jahren in Ausſicht geſtellte Vorlage betr.
die Eingemeindung Giebichenſteins gediehen ſei. So weit Ein-
ſender dieſes unterrichtet iſt, iſt die Mehrheit der Stadtverordneten
für die Jakommunaliſierung Giebichenſteins. R. S.

Eingeſandt.
Die Konſumvereine müſſen jetzt für alles herhalten; ſie ſollen

an dem Untergang aller Exiſtenzen ſchuid ſein!
Da nehmen jetzt kommunale, kaufmänniſche und ſelbſt der Hand-

werkermeiſterverein Stellung gegen ſie. So lange ſich die Herren
Offiziere, Beamten, Landwirte u. ſ. w. zu Konſumgenoſſenſchaften
vereinigten, hatte man weniger dagegen. Nachdem ſich aber auch
die Arbeiter ihre Ware billig einkaufen, wozu ſie durch ihre
niedrigen Löhne vor allen andern berechtigt wären, da thut der
Zwiſchenhändier, als wenn wir ihm trivutpflichtig wären. Wenn
derſelbe meint, er wäre notwendig, ſo mag er ſich doch nur über-
legen, daß er als Zwiſchenhändler eigentlich nur geduldet wird.

6
Herſtellung der Ware gar nicht beteiligt iſt und die

Waren hö s noch Kerſchlechteri. Sich aufſpielen, als ob er
ein Recht hälte, von allem, was der Konſument zum Lebensunter-
alt gebraucht, einen gewiſſen, oft großen Teil ſich zahlen zu
aſſen, ſo iſt das recht unverſtändig.enn die meinen, die Ron umvereine bezahlten keine

gkeer 9 5 allein der AllgemeineSteuern, ſo mögen ſie ſich merken,
Konſumverein von Halle 9000 M. Steuern bezahlt, alſo mehr,
denn irgend ein kleiner Kaufmann. Und wenn darauf hingewieſen
wird daß dadurch Exiſtenzen zu Grunde gehen, ſo frage ich wer
denn dem Arbeiter die Exiſtenz garantiert Außer-
dem finden in den Konſumvereinen ſo und ſo viele Stellung.

Es liegt alſe kein Grund vor, die Konſum Vereine ſo zu be
uern daß ſie zu Grunde gehen müſſen, und das iſt doch der
unſch der Herren. Auch mit den Fleiſchern iſt es ein eigenes

Ding. Verſchiedene Fleiſchermeiſter ſind erſt als Lieferauten für
Konſum Mitglieder etwas geworden, und jetzt laſſen ſie von
ein paar g. ins Bockshorn jagen und zur Zahlung
von 300 M. Strafe verpflichen, wenn ſie noch Konſum Marken
ausgeben. Das Vorgehen der Meiſter iſt ganz ungeſetzlich. Nie
mand kann den einzelnen zwingen, die 300 M. zu zahlen. Es
giebt da kein klagbares Recht.

Was würde wohl mit den Arbeitern gemacht, die in einer Ver
ſammlung etwas Aehnliches beſchließen wollten Müſſen ſich die
Konſum Mitglieder durch das Vorgehen nicht „beunruhigt“
fühlen Laſſe man alſo doch jedem das Seine. Kein Menſch
hat das Recht, einen anderen Menſchen ſich tributpflichtig zu
machen. Auf etwas anderes geht aber der ganze Anſtaurm gegen
die Konſum Vereine nicht hinaus. 0. H.

Standesamtliche Nachrichten.
Halle, 25. März.

Aufgeboten Der Maler Franz Göbeler und Emma Bloß (Chemnitz und Freuden-plan 7).. Der Rollkutſcher Karl Vartholomans und Emilie Taubert Charlottenſtr. 8).
Der Schuhmachermeiſter Karl Bracklow und Friederike Naumann (große Klausſtr. 33
und Domplatz 5). Der Tapezierer Hermann Kruſchwitz und Joſepha Hartleb (große
Wallſtraße 46 und Merſeburgerſtraße 29). Der Fabrikarbeiter Guſtav Werner und
Eliſabeth Lorenz (Hohenmölſen und Wettinerſtraße 14). Der Schuhmacher Friedrich
Bieler und Minna Reißner Meckelſtraße 1 und alte Promenade 6). Der Kaufmanu
Guſtav Thomas und Luiſe Trümpler (Thorſtraße 34 und Müllerdorf). Der Gärtuer
Adolf Ludwig und Anna Brömme (Merſeburgerſtraße 71 und Kröllwitz). Der
Sergeant Karl Bierſchenk und Frida Hamann (Halle und Giebichenſtein). Der Berg-
mann Hermann Teutloff und Wilhelmine Behrend (Burgörner und Hettſtedt).

Eheſchließungen: Der Schmied Emil Hoffmann und Maria Haaſe (Merſeburger-
ſtraße 15). Der Reſtaurateur Hermann Schröter und Thereſe Möllner (alte Promenade 6
und Lindenſtraße 80).

da er an der

Geboren: Dem Schloſſer Paul Weißhuhn eine T., Margarete Auguſte (gr. Klaus-
ſtraße 10). Dem Kaufmann Rudolf Fleckenberger eine T., Liddy Bertha Gertrud
Meckelſtraße 6). Dem Kutſcher Guſtav Vogelgeſang eine T., Lisbeth Hedwig Martha
(Charlottenſtraße 18). Dem verſtorbenen Barbier Auguſt Buchelt eine T., Gertrud
Erna (Zwingerſtraße 17). Dem Schuhmacher Hermann Winſel ein S., Friedrich Her
mann Richard Geiſtſtraße 33). Dem Jnvaliden Friedrich Fiſcher eine T., Anna Bertha
Eliſe (Weingärten 41). Dem Oberpoſt-Aſſiſtent Richard Wagner Zw., S. u. T.,
Katharinga Schwetſchkeſtraße 33). Dem kaiſerlichen Bank-Aſſiſtent Waldemar Kappen-
berg eine T. Luiſe Anna Ella (Liebenauerſtraße 5). Dem Bäckermeiſter Friedrich
Delius ein S., Fritz Karl Kurt (Bismarckſtraße 285). Dem Maurer Emil Reichelt ein
S., Emil (Mangsfelderſtraße 44). Dem Schloſſer Siegfried Heller ein S., Karl Friedrich
Auguſt Mittelwache 9)9. Dem Maler Adolf Bräunlich eine T., Gertrud Frida
(Lerchenfeldſtraße 10). Dem Gelbgießer Robert Mieth ein S., Friedrich Karl Robert
(Streiberſtraße 23). Dem Regierungs- Aſſeſſor Max Sabarth eine T., Erika (Halber-
ſtädterſtraße 1). Dem Handarbeiter Friedrich Furmaniak eine T., Helene Gertrud
(Tholuckſtraße 2). Dem Kaufmann Albert Schütze eine T., Martha (Frieſenſtraße 4).
Dem Steinſetzer Adolf Buttler eine T., Margarete Charlotte (Mühlrain 9).

Geſtorben Des Schirmfabrikant Karl Ellmer T. Wilhelmine, 6 Mon. (Leipziger-
ſtraße 52). Helene Kautzſch, 29 J. (Wettinerſtraße 31). Des Schneider Gottfried Reins-
dorf S. Willy, 10 Mon. (Spitze 29). Des Ober-Poſtaſſiſtent Richard Wagner S., 1 Tag
(Schwetſchkeſtraße 33). Henriette Fink, 77 J. (Riebeck-Stift)

Für die Redaktion verantwortlich: L. Salomon in Halle.
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Weſtellzettel.

Unterzeichneter beſtellt hierdurch bei der

Poſtanſtalt zu

auf das Vierteljahr April-- Juni 1897

ein Exemplar des

„Volksblatt für Halle und den
Saalkreis“

für den Preis von 165 Mk. frei ins Haus.

(Ort

Name:

Wohnung:

e

d F

Halle a. S.,
Marktplatz 2 und 3.

r vo x v ti S a e r
Anerkannt grösste Auswahl aller hervorragenden Neuheiten in:

Jacets, Nyraven,
Umhängen, Regenmänteln, Blusen,

Morgenröcken, Unterröcken,
Knaben- und Mädchen-Konfektion.

4 r J
Die überaus reiche Auswahl in allen Artikeln entspricht dem grossen Umfange des Dtablissements

jedem Geschmack in ausgiebigster Weise Rechnung.

GeschäftshausJ. LEW I

Gsernierten und ungarnierten

Vaomen- Mifton,
Mädchen Häten, Knaben-Hüten und

Seidenband, Spitzen, Blumen, Federn, Schleiertüllen, Stickereien,
Sonnen- und Regen Schirmen.

Die Preise stehen ausserhalb jeder Konkurrenz.

Mützen,

Wee
m

e

und trägt D

Halle a. S.,
arktplatz 2 und 3.
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F. A. Otto, Halle a S., s Schürzen für Kinder u. Frauen in e
8 Hemden, NMormalwäsche, Erstllagsv März 1897Markt II. ſrsſperweene nach der Halle. S Säwlllehs loinen- u. baumvwoiſwaren 20 don

der die Süßig
nachfolgender

7WWſt ſprechen

anmann zſt deute nach
vEduard Seelig

Halle a. S., 5 Leipzigerstrasse 5, Nähe des Marktes.
Radtahrer- Anzüge von 18 M. an. Radtahr-Damen-Kleider.

Sport-Hemden. Strümpfe. Schuhe. Sweaters. Handschuhe.

Gürtel. Mützen. Normal-Unterwäsche. Strümpfe. Socken.

San ulTor-
in eder stuch, St. ſt
Schultaſchen, Büchertwaren e45 große W ul Artikel

mee

empfiehlt zu Preiſen

Aibin ür
Konfirmandenſchuhe v. 3. w. an.

do Zugſtiefel 380
do Scha tſtiefel 4.50

zu gut Samen- Zugſtiefel, o 2. 6do d Kalbl. 6.50do. Promen, Roß 250 24 SchmeRange Zugſch. e mein grHerren Pantoffel w 55d Suſgeel gaa.: 136 9 grosse Steinstrasse 9.enäht m. Be 6.80albſchu de 28 In unübertroffener Auswahl ſind
25 r d e rde ehe ſämtliche Neuheiten für das Frühjahr am Lager.

inder-Knopfſſtiefel 1.70

Erſtlingsſchuhe 9.35 I 5 L 4en lleg. Herren-Amzüäge,nur Paletots, Hoſen, Zoppen, Havelocks.

Wiener zn und Knaben- AnzügeSchuhwaren- Bazar Elegante Burschen ind Auswahl. ß Hammer, gerigerrz.

T z b 5 a nnhren,gr. ulrichſtraße 45. Arbeiter-Garderoben S sV z Goldrand abeS wie bekannt zu niedrigſten Preiſen. 10 12, 14 und 16 Mark eineff. Sauerkohl, Regniatenre, 14 an TaSenf- -Gurken, gehend, 12 14, 16 u 18Wecker 250 Mark. ein
G Ate Jed n So früh v aus Sertan Für Duütenkleberinnen e h Jjaure ur en Er eden Sonntag fru aus er auf. F J hin Oxhoft und einzeln h ff. Speckkuchen hie Zu empf Stärke per Pfund 16Pf. Möbel u. Polſterwaren,

l. Ulrich v n friſchen Eiern u. friſchem Land ſtige Lage. Mitte der Stadt. R Dudenbostel Ausſtattungen eingelne Stücke kauft n ePan am d 96weck empfiehlt Stto Hänet, Paßend für Gewerbe P ivat. Früher e al a e nin 26. Harz 12, Geiſtſtraße 46.! wurde Tiſchlerei betrieben. Freundl. Schiafſtelle Dryanderſtr. 22, I A. Hitle, Tiſchlermeiſter, K. haun al

Beachtenswert
SHeiss, Halie a. S.

W Ertftgrößtes Hpezial- Genzäſtshaus am Dlatze.
8
len TSSaison-Neuheiten- Ausstellung

meiner

10 grossen Schaufensterworaus die Leigegeidgreit meines Geſchäfts in Bezug auf Preiswürdigkeit, Mafſen-Auswahl,

gediegene, exakte Herſtellung meiner Konfektion zu erſehen, iſt eröffnet.

za

x

n wo T

s v 22

n W J

in Stoft, Kammgarn und Cheviot vonKonfir manden-Anzüge n e an bis zu den feinsten

für den Cintouſ

Frähjahrs- Paletots Cheviot- Anzüge Knaben Anzüge
aveleeks 688oellschafts- Anzüge Knaben-Paletots.
Stolſt- lämtoel nmit Gummi-Einlage. g r zuge a r hKute P TFantel Livree-Anzüge,

Beachtenswert
Verlag und fur die Jnſerace verantwormagh: Auguſt Grov. Druck der Halleſchen Genoſſenſchafte Juchdrugerei C. m. 5 Dalle a. S. Tier 7 Vaen
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Pentſcher Reichstag
198. Sitzung vom 26. März, 1 Uhr.

nſtand der Tagesordnung iſt die dritte Leſung

Da brin t enet Goz. nochmals den Unterganz des „Jltis“

be mit Freiſprechung 7

für eabe, der ſtimme darin überin,
tte ins Meer geſchickt werden dürfen. Das

lotte mit der engliſchen, ruſſiſchen und

F. ein Wahnfinn. l e Ehreürden unendlich mehr wachſen, wenn man aufhöre,
f, der von oben geſchürt wird, zu veghnſn en und

W die beſſernde Hand anlegt, ſtatt uferloſen
huldigen.
hemarineamt Kontreadmiral Büchſel: Der
neamtes hat bereits erklärt, daß der „Jltis“
war. Wenn er zu einer früheren Zett ein-
iſt er auch damdls repariert worden.

entr) betont, daß die Zahl der auf ihren
n Werften entlaſſenen Arbeiter bedeutend größer
gen ihren Willen entlaſſenen.

e Generaldebatte
alberatung und zwar zunächſt der Etat des

Fegt noch die Reſolntion Anker und Ge
ler zu erſuchen, einen Geſetzentwurf

hsetags Abgeordneien Diäten zu

begründet dieſen bereits neunmal
on mehr eine Frage der

ſei zu Zeiten eine ſo geringe geweſen,
umiſſionen Schwierigkeiten machte.

en der Seſſionen ſchuld.

4 ferner die Abgg. Baſſermann,ſtar v. Levetzow.da ſaß die Sozialdemokraten für den
uns liegt der Schwerpunkt darin,

c ſtändigerweiſe nicht verlangen kann,
ne eine Eatſchädigung fo lange in Berlin bleiben.

Herr d. Kardorff glaubt einen Trumpf mit der Verfaſſungsände
rung ausſpielen zu können. Das hat ſich ganz ſchön angehört,
aber die Herren von der Rechten würden, wenn es ſich um irgend
einen agrariſchen Vorteil handelte, die Verfaſſung zehnmal am
Tage ändern. Uebrigens ſteht die Haltung des Herrn v. Kardorff
mit der in Wiberſpruch, die er früher eingenommen hat, denn in
einem Briefe an den Herausgeber der Gartenlaube, Herrn Ernſt

Keil hat Herr v. Kardorff auf die Frage weshalb er an Gründer-
geſchäften teilgenommen, geantwortet, er hätte dies gethan, um
ohne Vermögensverluſte als Geſetzgeber leben zu können. ört,

ört! große Heiterkeit). Nachdem ich ſo Herrn v. Kardorff den
piegel ſeiner Vergangenheit vorgehalten habe hoffe ich, er

anch alle Surigen mit dem Maße mißt, mit dem er ſich ſelbſt hier
FateMefche eutrag wird ſchließlich mit 179 gegen 49 Stimmen

annom S des An ewärtigen Amtes bringt
Abg. el (ſoz) die Juſtiz Greuel in Barcelona zur Sprache.

Unter den davon betroffenen Ausländern, die als Anarchiſten ver
beſinde ſich auch eine größere Anzahl Deutſcher. Redner

t ſich auf die im Vorwärts und in der Frankf. Ztg. ver
enllichten Briefe der im Fort Montjnich Eingeſchloſſenen, in

e eine Schilderung der Torturen gegeben wird. Der deutſche
eſandte in Madrid habe die Verpflichſung gehabt, bei der ſpani-

ſchen Regierung Einſpruch dagegen zu erheben.
Staatsſekreiär v. Marſchall erklärt, daß die Behörden ſich

mit dem Fall bereits be chäftigt hätten, ehe er in die Zeitungen
am. Unter den Verhafteten ſchienen ſich zwei Deutſche zu be

nden von denen der eine ſeine deutſche Staatsangehörigkeit durcheine 10 jährige Abweſenheit wahrſcheinlich verloren habe der andere

ein vielfach beſtraftes Jndividuum ſei.
i Bebel iſt der Anſicht, daß die Regierung beſſer für den

Hüffel hätte eintreten müſſen. Wenn ein ſolcher Mann überhaupt
noch für das Deutſche Reich zu gewinnen wäre (Lachen), ſo ſei

die Gelegenheit gegeben, ihm zu beweiſen daß ſeine früheren
ſchauungen über das Vaterland irrige geweſen ſeien. Man

fe nicht einen Menſchen, dem man nicht das Geringſte nach
weiſen könne, auf unbeſtimmte Zeit im Gewahrſam halten. Red-
ner kommt ſodann auf die Vorgänge auf Kreta zu ſprechen. Der

Reichstag habe ein Recht, den Standpunkt zu erfahren, den die
T Regierung einnehme. Die Verwickelungen, die aus einem gewalt-

Zuſammenſtoß entſtehen könnten, ſeien unabſehbare. Seine
lege energiſchen Proteſt ein gegen jede gktive Beteiligung

tſcher Truppen an den Kämpfen auf Kreta. Deutſchland hätte
alle Veranlaſſung gehabt eine größere Zurückhaltung zu beobachten,
als die übrigen Staaten. Schon der Stand punkt, den Preußen

gegen Schleswig Holſtein eingenon men hat, ſollte uns zu
beſonderer Vorſich mahnen. Ueberall hätten wir die Sympathien

verloren. Den Vorten davon habe allein Rußland. Den Kretern
ſolle man allein die. Enſſcheidung überlaſſen.

Abg.wihen
Schutz der Deutſchen im Auslande fordere aber zum S

in Barcelona Gemarterten iwür s verfab eindenk e ſein: civis romanus sum. Redner ſpricht ſeine
erwunderung darüber aus daß Deutſchland in der Kretafrageſich van ußland ins Schlepptau habe nehmen laſſen.

ach weiteren Bemerkungen der Abgg. v. Kardorff und Dr.
Hammacher betont

Staatsſekretär v. Marſchall, daß er nach dem gegenwärtigen
Stande der Verhandlungen nicht in der Lage ſei, Aufklärungen
über die kretiſche Frage zu geben.

Abg. Richter tadelt, daß der Vorſchlag der Blockierung des
Piräus von Deutſchland ausgegangen ſei.

Abg. Bebel betont, daß eine Aeußerung des Staatsſekretärs
über Kreta durchaus notwendig geweſen denn ſein Schweigen
würde doch einen etwas ſonderbaren Eindruck gemacht haben.
(Widerſpruch rechts). Es würde geradezu eine Mißachtung des
Reichstages geweſen ſein, die ein Parlament der Well ſich gefallen
laſſen würde, wenn der Staatsſekretär auf die vorhergehenden
Reden gar nicht eingegangen wäre. Redner bittet den Staats
ſekretär, wenn er die verſprochenen Mitteilungen üher die Regie
rungspolitik in der Kretafrage mache, auch alle Aktenſtücke über
dieſe Frage dem Reichstage vorzulegen. Dies entſpricht demBrauche, der in allen anderen Parlamenten geübt werde

Staatsſekretär v. Marſchall widerſpricht dieſer Behau r
Abg. Bebel erwidert, daß der Staatsſekretär es ſich ſelbſt hätte

ſagen müſſen daß bei der Etatsverhandlung alle Fragen die ſein
Reſſort berührten, zur Sprache gebracht würden. Eine ganze

enge Vorgänge machten erſt jm letzten Augenblick eine ſolche
Anfrage notwendig, ſo daß es nicht immer möglich ſei, der Regie
rung vorher davon Mitteilung zu machen.

Damit ſt der Etat des Auswärtigen erledigt.
Beim Kolonialetat erwidert auf eine Anfrage des Abg. Dr.

Lieber (Ztr.).
Kolonialdirektor Srgr v. Richthofen, daß über die Entſchädi

gungsanſprüche der Gebrüder Deuhardt wegen der Witu Ange-
legenheit Unterhandlungen mit der engliſchen eng ſchwebten.

Abg. Bebel (ſoz,) bittet die Regierung um Auskunft, wieweitder Er eß Dr. Peters gediehen ſei Jn der letzten Zeit
ſei eine Broſchüre des Herrn Gieſebrecht erſchienen, in welcher aus
grfhprt ſei daß der frühere Kolonialdirektor Kayſer den Dr. Peters
n die Reihe der Kandidaten für den Gouverneurpoſten eingere'ht
habe trotz all der Vorgänge, die zu ungunſten des Dr. Peters
ſprächen. Wenn dieſes richtig ſei, ſo würde es doch ein merkwür
diges Licht auf den früheren Kolonialdirektor werfen.

Kolonialdirektor Frhr. v. Richthofen erwidert, daß der Prozeß
des Dr. Peters vor der Disziplinarkammer fürdie Schutz gebiete am 24. April zur Verhandlung
kommen werde.

Nach einigen Fragen des Abg. Werner (Antiſemit) wird eine
Reihe von Etatspoſitionen ſchließlich angenommen.

Beim Etat des Reichsamts des Jnnern begründet Abg. Schultz
Lupitz (Reichsp.) einen Antrag, eine landwirtſchaftlich- techniſche
e e für Bakteriologie und Phyto Pathologie ins Leben
zu rufen. vStaatsſekretär v. Vötticher hält die Reſolution nicht für den

eeigneten Weg, um das darin ausgeſprochene Ziel zu erreichen.
r wolle ſich aber den Grundgedanken der Reſolution aneignen

und Unterſuchungen über gerigrere Wege zur Erreichung vieſes
Zieles anſtellen laſſen. Abg. Schultz-Lupitz zieht ſeinen An
trag zurück. Auf eine a des Abg. Schmidt- Frankfurt
(ſoz.) bemerkt Staatsſekretär v. Bötticher, daß die Gewerbeauf--
ſichtsbeamten Landesbeamten ſind, demnach der Aufſicht der Reichs
behörden nicht unterſtellt werden könnten. Es muß daher entweder
wiederholt der Weg der Beſchwerde beſchritten oder dafür geſorgt
werden, daß auch in das preußiſche Abgeordnetenhaus Sozial-
demokraten kommen. (Heiterkeit.)

Abg. Wurm (ſoz.) bemerkt, daß dies leider nicht möglich ſei,
da bei den Wahlen zum Abgeordnetenhaus nur der Geldbeutel
eine Rolle ſpiele. Redner rügt ferner die eigenartige Stellung des

in Lübeck, der zugleich Vertreter von Siemens u.
alske und anderer Privatunternehmungen ſei.
Auf eine Anregung des Abg. Hahn (fraktionslos) bemerkt

Staatsſekretär v. Vötticher es ſei eine Beſchleunigung der Ver-
handlungen mit England betreffend das Seewegrecht der Fiſch
dampfer angeordnet.

Nach weiterer unerheblicher Debatte wird der Militäretat bis
zu den einmaligen Ausgaben exkluſive angenommen. Darauf ver-
tagt ſich das Haus auf morgen 1 Uhr. Reſt der heutigen Tages-
ordnung

Schluß 6 Uhr. cDagrugeſcitmtr.
Eine „Reform“ der Parlaments Verichterſtat

tung befürworet die Stummſche Poſt. Sie will ein Aus
nahmegeſetz für die Parlamentsberichterſtattung der ſozial
demokratiſchen Preſſe. Sie ſagt: „Daß, wie es heute ge-
ſchieht, die Jwmunität der Parlamentsberichte zur Verbreitung
ſozialdemokratiſcher Lehren benutzt wird, die wir durch den
offenen Vertrieb der tendenziöſen Parlamentsderichte ſozial.
demokratiſcher Blätter im ganzen Lande ſehen, iſt ein Zu
ſtand, der der Erhaltung der ſtaatlichen Ordaung im höchſten
Grade gefährlich iſt.“ Man darf begierig darauf ſein,
welchen frechen Blödſinn die Revolutionäre von oden und

Der Reichshaushalt hat in der zweiten h Ab
ſtriche an den Ausgaben von im ganzen 20908 463 M. er
fahren. Davon entfallen 10477992 M. auf den ordent
lichen, das heißt durch die ordentlichen Einnahmen zu decken
den Etat, und wären mithin bei den Matrikularbeiträgen
abzuſetzen. 10 326 491 M. kommen bei dem Anleihebetrag
in Abrechnung; es iſt jedoch beabſichtigt, alle Ausgaben von
dem Anleihebedarf abzuſetzen. U. g. ſind geſtrichen worden
Beim Militäretat 6 936 436 M., beim Marineetai 12 385 300
Mark, beim Pofſtetat 328 953 M.

Als „das Scherflein der armen Witwe“ bezeichnetdie Kreuzztg. die Bereitwilligkeit der Konſervativen, ſür die

neuen Flottenpläne zu ſtimmen die Landwirtſchaft habe
eigentlich nichts zu geben. Eine bedauernswerte „arme
Witwe“, die ihre Söhne Gardeleutnants und hohe Beamte
werden läßt und der das Reich Hunderte Millionen Liebes-
gaben und Brotzölle aus den Taſchen des Volkes holt, da-
mit ſie ihr zerlöchertes Strohdach flicken kann.

Strafe muß ſein. Nach einer Meldung aus Straß-
burg i. E. hat der kaiſerliche Statthalter das fernere Er
ſcheinen der Kolmarer Zeitung und des Mühlhäuſer Volks
blattes verboten, weil beide Blätter zur r
unter der Ueberſchrift: „Wir machen nicht mit“ einen
Artikel brachten welcher das Andenken Wilhelm I. be-ſchimpfte. zNarrenpatrioten nannte die Weſer-Zeitang vor etwa
Jahresfriſt die Leute, die mit einer Flottenforderung von
200 bis 500 Millionen hervortreten wollten. Heute pfeift
der politiſche Wind thatſächlich aus ſolchem Millionenloch,
und zwar tritt die Regierung ſelber den Blaſebalg. Schleunigſt
ſetzt alſo die Weſer- Zeitung eine devote Miene auf, denkt
nicht mehr an ſo ſündhafte Ausdrücke wie „Narrenpatrioten“
und ſagt nunmehr: Vertreter des beſſeren Zuſtandes“.
Jmmer hübſch artig.

Wegen Kaiſerbeleidigung war im Herbſt ein Bremer
haven der Muſiker Behrens von zweien ſeiner „Freunde
und Kollegen“ denunziert worden. Der eine Denunziant
mußte ſpäter zugeben, daß er von dem ganzen Vorgange
nichts wiſſe, da er betrunken geweſen ſei. Weil er trotzdem
ſeine Ausſage beſchworen hatte, verurteilte ihn das Gericht
zu 8 Monaten Gefängnis wegen fahrläſſigen Meinei

Wegen Kaiſerbeleidigung war in Berlin der Markeur
Theodor Werner zu mehreren Monaten Gefängnis verurteilt
worden. Das Reichsgericht hob geſtern infolge prozeſſualer
Beſchwerde das Urteil auf und verwies die Sache an die
Vorinſtanz zurück.

e

Ausland.
Oeſtreich. Wahlnachklänge. Gegen den im fünften

Wiener Wahlkreiſe aus der allgemeinen Kurie gewählten
chriſtlich ſozialen Abgeordneten Mittermay er erhoben die So-
zialdemokraten die Anſchuldigung, er hätte als Kellner einen
Diebſtahl begangen. Jetzt veröffentlicht die Partei der
Chriſtlich Sozialen eine Erklärung, der zufolge Mittermayer
nicht als zu dieſer Partei gehörig betrachtet wird, ſo lange
er nicht die Unwahrheit der gegen ihn erhobenen Anſchuldi-
gungen gerichtlich nachweiſt, was ihm, wie die Lueger-Kon-
ſorten wohl wiſſen, nicht gelingen kann.

Frankreich. Auch Frankreich hat nun ſeine Marine
vorlage. 45 große Kriegsſchiffe und 175 Torpedoboote ſollen
mit einem Aufwande von 480 Millionen Mark in den
nächſten 8 Jahren gebaut werden. Die „marinierte“ Krank
heit gehört demnach zu den anſteckenden.

Spanien. Die Unzufriedenheit mit dem herrſchen-
den Regierungsſyſtem und mit der koſtſpieligen Fortſetzung
der Kolonialkriege greift immer weiter um ſich. Neben den
Beſorgniſſen, die der Gang der Dinge auf Kuba und den
Philippinen einflößt, türmen ſich im Jnnern Schwierigkeiten
der Regierung auf.

Türkei. Durch 123 Schüſſe der europäiſchen Kriegs-
ſchiffe, von denen das deutſche Schiff Kaiſerin Auguſta 13
abagb, iſt am Donnerstag das Fort Malara in Trümmer
geſchoſſen worden 30 Mann wurden bei der Erſtürmung
des Forts getötet. Jm ganzen ſollen bei der Affaire 200
Kretenſer ums Leben gekommen ſein. Am Freitag dauerten
die Kämpfe fort.

Und da ſoll man nicht lacher

Reimepiſtel.
Das war 'ne Woche! Gut, daß ſie vorbei!
Soilch' Zentenar iſt wirklich ein Vergnügen

n bei der allgemeinen Feierei
Kann die Beleuchtung man umſonſt noch kriegen.
Von manchem Hauswirt iſt es ja bekannt.
Obwohl er ſonſt als „böſe“ im Geruche!)

ß er zur Feier höflich und galant
Den Mietern machte Zentenarbeſuche!
Er kam nicht etwa um zu ſteigern! Nein!

D. Er wollte nur, daß ſeines Hauſes MieterBis rauf zum Dach „illuminieret“ fein,
Und überall in Stimmung“ die Gemüter!Wer noch was lUebriges als Patelot

Herzen trüge (Nicht etwa im Magen!)
föunte ja (Das Flammenzeichen loht!)
eſteszuge eine I tragen

o kam der Tag mi Hurraruf und Togſt
Und nur die „Roten“ ſchienen drob erboſt!

iſt noch gar nichtos! i mir dabei
n

unſre Stadt nicht ſchlüſſig,nahe eigentlich zu ſetze
aiſerdenkmal. Geld iſt Aberſlüſſig,

jq ein guter Bürger unſrer Stadnettes Le überwieſen hat.

etwas andres! Ein'ge Wochen ſchon
es in Kreta, n hen
ne Gr lan offen Hohnroß Weh die ſchon wütend drohn

igreich zu ad vernichten.geh t. re ein und aus,

Doch, wie gewöhnlich, wurde nichts daraus
Wohl ſuchte man den Hafen zu vdlockieren
Allein das half nichts, denn trotz aller Müh'n
Gelang es doch, Verpflegung einzuführen
Jn's Vaterland der Griechen ſchlau und kühn
Na! kurz und gut! Blockiert iſt jede Eck
Allein die Sache geht nicht von dem Fleck!

Deutſchland braucht Schiffe! Doch das zieht nicht mehr
Der Reichstag giebt die Mittel nicht mehr her!
Vergebens ſuchte man durch allerlei
Gerede für die Sache ſcharf“ zu machen
Allein umſonſt der Liebedienerei!
Wie's heute ſteht, muß das Projekt verkrachen
Gut iſt es nur daß noch das Kapital
Verkörpert in Herrn Krupp, mit Gönnerblicken
Aus eigner Kaſſe will mit einer Zahl
Von Schiffen nun das deutſche Volk beglücken.
Mit vollen Segeln gehts nun vor die Front!
Der „Kladdradatſch“ ſteht ſchon am Horizont

Und Du mein Volk? Du ſtehſt in Zwang und Fron
Biſt unfrei! Not und Hunger iſt Dein Lohn
Auch Dein Gedenktag war in dieſer Zeit!
Er war der toten Kämpferſchar geweiht.
Die mit dem Leben zahlten, Held an Held
Was ihre Bruſt von Träumen einſt geſchwellt.
Da kamſt Du Volk vom Amboß und vom Pflug
Kamſt von der Eſſe, wo die Flamme ſchlug
Du kamſt vom Schraubſtock, wo das Eiſen klang,
Vom kecken Bau, der ſich gen Himmel ſchwang
Du kamſt vom Webſtuhl. Jn der BergeHaſt Deiner großen Toten Du gedacht

Und ein Gedanke füllte Euer Herz
Ein Feſttag iſt der achtzehnte im März.
Laß Deine Toten ruhn! Der Lebende hat recht
Ernſt iſt die Zeit! Sie fordert ein Geſchlecht
Von Männern ſtark und groß und kampferprobt,
Die wicht erzitiern, wenn der Sturmwind tobt
Sie fordert Männer, die zum heiligen Bund
Mit Herz und Handſchlag ſtehn zu jeder Stund!
Laß Deine Toten ruhn! Ein Frührot naht
Zur reifen Ernte wächſt empor die Saat
Noch keim es rings und quillt und gährt der Saft
Jn jedem Halm in jedem Blütenſchaft!
Der Frühling naht! Mein Volk verzage nicht
Einſt naht auch Dir ein Frühling Dir das Licht!
Schon keimt in tauſend Herzen
Ein lachender Frühlingstraum!
Schon ſchimmern wie leuchtende Kerzen
Die Blüten am knofpenden Baum!
Schon brauſen, wie Orgelklänge,
Die Frühlingsſtürme heran!
Die Weit wird uns zu enge!
Glück auf zur ſteilen Bahn!
S ſänſelr's aus den Blättern

lockender Zufunfsſang
d aus den hlingswertern

Dröhnt's dumpf, wie eherner Klang!
Der Winter liegt erſchlagen
Todzückend auf grügendem Feld!
Ba d fährt auf goldenem Wagen
Die Freiheit durch die Welt!
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2. Beilage zum Volksblatt.
Halle a. S., Sonntag den 28. März 1897.
oder es müßten, was einfacher wäre, im Jnvalidengeſetz 13

Fergeb'ne Krbeit. ſtatt 26 Wochen t werden. Wenn man ſchon einmal
r 9 einen Schritt zur thun will, ſo thue man ihn ganzEinen Eſel negt beſcheren, und bleibe nicht auf halbem Wege
u in Wie ſt U eng fen beiccgeide Wer geren,Mi en Sube Baſſer laden, o W reduziert. en

Der für das Ruhen der Invaliditäts und Altersrente bei
den Wind und Waſſer ſchreiben, gleichzeitigem Bezug von Unfallrenten, Penſionen oder Warte

lugwerk ohne lget treiben geldern c maßgebende Höchſtbezug iſt von 415 auf 450 M. e

e S den T e nen erhe worden. ende Drei übrirhalten, Die den Verſicherungsanſtalten geſtattete vorbeug etwas zu beſſerne Vechen cuge We derhatten Krankenpflege, die in manchen Arbeiterkreiſen irrtümlicher die es Warch die Beratungen und Beſchlüſſe

Ken ger r Pnen, e 7 der w. der Unfall erhält.
zu dem ie Verletzten in „Rentenquetſchen“ zu ſchleppen, verwechſe vlen r r. wurde, wird in dem Entwurfe in cher für die Verſicherten e Soziale Leberſicht: S

Wer ſich das will unterſtehen, nicht ungünſtigen Weiſe ausgeſtaltet. Jn der Haupiſache Junker und Bauer. An die Zeiten dert
Muß mit Schimpf zurücke gehen. (ogau.) handelt es ſich dabei um die Unterbringung Kranker in ſoSanatori ünfti eigenſchaft wird man unwillkürlich durch nachſteheDie Abänderung der Jnvaliditäts- und Jleiet and beauffchiigt e in mit inguwenben Rittergutsbefi

e der ſi7 s haben, die vielmehr in vielen Gemeinden und in Landesver- gen e en er Kreiſe San W
ltersverſicherung. t ausdrückli im Gutsbezirk üegende Brücke wo5 r wen g. u 4 Herr Graf aber h an begehen die Gemeinde ſo

Die Hauptſache an dem neuen Geſetze, natürlich nicht fir Die Beſtimmung im g 35 des Geſetzes über die Ent Zeit in er e n ehe dte ma
die Arbeiter, iſt wie ſchon im erſten Artikel erwähnt laſtung der öffentlichen Armenpflege durch Uebergang des die Gemeinde beim graue chuß in Sagan, da nach ſeine
die zu gunſten der Agrarier neu geordnete Rentenlaſtver dem Empfänger der Armenunterſtützung zuſtehenden Renten ſicht ein Urbarium vom S 1787 über Urbarien

4 Wolf manchng. anſpruchs auf die unterſtützenden Gemeinden und Armen man in der Schleſiſchen lliarde“ von LUm dieſe Frage zu regeln, iſt das Geſetz eingebracht verbände iſt mehrfach in einem Sinne worden, der, re de 173 Kiech) beſtehenden u
worden. Daneben hat man dann ja eine Anzahl anderer wie die Motive behaupten, den Erſtattungsan pruch der Ge es Herrn Grafen handelt unter anderem von den Ge
Materien angeſchnitten und daran herumgedoktert, meiſtens meinden c. nahezu illuſoriſch macht. Die neue Faſſung des dienſten, welche bei Anlagen und Nutzungen, rn Boten
recht oberſahid 6. 35 bringt die Abſicht des Geſetzgebers, daß die Armen Warighna für z abgeldn e WDer Entwurf enthält, um die eigenen Worte der Motive unterſtühung nur, auch dem Rentenempfänger gegenüber, nd de den vffentüchen lege h d Wert
zu „zahireiche weitere Beſtimmungen, die einzelne einen ſubſidiären Charakter tragen ſoll, klarer zum usdruck. z Gutsherrſchaft Hand und nndienſte zu leiſten, und

Zweifel Ünzuträglichkeiten bei der bisherigen Auslegung Andererſeits werden die Verſicherten inſofern etwas günſtiger ſollen die Bauern die Fuhren, die kleinen Leute die Hand
und Anwendung des Geſetzes vom 22. Juni 1889 beſeitigen geſtellt, als zur Deckung der gewährten Armenunterſtützung e J S ſolches von m
ſollen.“ im allgemeinen nur ein Teil ihrer Rentenbeträge ſoll in h La Kreisausſchuß in S

Es handelt ſich dabei vorwiegend um Kleinkram. Da-Anſpruch genommen werden dürfen. Nur in dem Falle, daß vBeklagte ſei, 150 M. an den Kläger zu zahlen
runter befinden ſich aber doch verſchiedene Beſtimmungen, daß den Verſicherten im Wege der Armenunterſtützung voller bei beruhigte ſich die Gemeinde nicht, ſondern ſie wandte ſif
diegeiner kurzen Betrachtung oder doch der Erwähnung wert Unterhalt durch Aufnahme in eine Verpflegungsanſtalt den Berirtsgusſchug im Licgyis und wachte Wien e
nd, namentlich da, wie wir anerkennen, eine ze Reihe (Krankenhaus, Siechenhaus 2e.) gewährt wird, ſoll zu deren en re dem da e e e

on wirkliche, wenn auch nur geringfügige Beſſerungen Deckung die volle Rente überwieſen werden dürfen. Nur wich bereits in den ö0er und 60er Jahren abgeldſenthalten. meinen wir, daß der Begriff „Krankenhaus, Siechenhaus 2e.“ Berhttsausſchus gab denn auch der Berufung Folge, wie
Aber es iſt auch gar manches, was man hätte erwarten etwas genauer beſtimmt werden müßte, denn dagegen mütß- a h Pit einer Klage ab und ver

ſollen, nicht darin. Ein Beiſpiel hierfür ſei in folgendem ten wir uns ganz entſchieden verwahren, daß volle ihn Pferdeſtan und Arbeiterwohnungen
We Man erinnert ſich, daß bei der erſten Leſung der Rentenbetrag etwa auch noch den berüchtigten Armen- Krummſiab iſt gut wohnen“, ſagt man gern Name
Unfallverſicherungsnovelle Herr v. Stumm mit einer gewiſſen häuſern. wie wir ſie in manchen Bundesſtaaten haben, zu Henn man ein Pferd iſt hinzuge et werden
„Begeiſterung“, ſo weit man von einer ſolchen bei ihm reden gewieſen würde, wo die Rentenempfänger mitunter ſchlechter hübſches Beiſpiel von chriſtlichem Sozialismus liefert
e davon e daß das Allerwichtigſte bei der Arbeiter wohnen als die Schweine und eine Verpflegung erhalten, ſurſtergeiſchöflche Meierhof in Unter-Brezan. Seine

cherung die Einführung einer Witwen und Waiſen die oftmals nicht die Hälfte des Reutenwertes darſtellt. neng der Kardinal Leiriſs of von P a ha hier ver

s ver ſei. Herr fühle Saat mee rr- A cr ghege ine Se um van ſeinen adiehnen gehender Einſluß auſ di Vcrrai eltReiölefin eelteg- c tſciges aber e
h den Standpunkt gegenüber der Rentenerhöhung bei der Un ſo namentlich ſollen ihnen neben den ſchon beſtehenden Be Il Der n er Hengſtgeſtüt eingerichtet w

fallverſicherung zu begründen. Nun hätte man aber doch fugniſſen zuſtehen: die Feſtſtellung des n b ſich r 6 z e
e ſollen, daß er, der in „oberen“ Regionen ſo ein planes, die Zuſtimmung (doch wohl auch 9) zu e nein t W ein gußreich iſt, die Regierung ſo weit „ſcharf gemacht“ hätte, Beſchlüſſen der Vorſtände, die den b, die e lein e regnet, im ter einige Familien in
die günſtige Gelegenheit zu benutzen zur Anbringung eines oder die Belaſtung von Grundſtücken der Verficherungsan biit tube, von o Wänden das Waſſer
Vorſchlages für die Witwen und Waſſenverſorgung. Das betreffen ſofern nicht nach dem pffictmäßigen Ermeſſen des n rn Se et man an
wäre jetzt, da man doch die umfangreiche Arbeit einer Ge Vorſtandes Gefahr im Verzuge iſt“, ferner die Ueberwachung er Gn 7 icht umſonſt pflegt man zu ſagen
ſetzesveränderung vornimmt, in einem hingegangen. Aber der Geſchäftsführung der Vorſtände. Dieſe Ausdehn auf tern der Geiſtlichkeit der Lohn am elendeſt
mit ſo etwas iſt man eben lange nicht ſo ſchnell bei der wäre ja ganz ſchön, wenn nur, wie wir ſchon erwähnt, un Zur Irbeiterb
Hand, wie mit Verſchlimmerungsanträgen. Als ein ſolcher die Zuſammenſetzung der eine andere wäre, was ur enterbewegung.
iſt unter anderem der neue Abſatz zu S 29 anzuſehen, welcher eben nur ermöglicht wird durch zeitgemäßes Wahlſyſtem. Tivſe? e ar v r alt
die hier und da vorkommende Nachforderung von Renten- Freilich wird als gegen den etwas ver frauenémänner Brganiſationen 20. innayme der Hauſt
beträgen bei verſpätet erhobenen Anſprüchen „ſachgemäß“, mehrten Einfluß der Aus chüfſſe ausgiebigere Kontrolle Beſtand Ende des 2. Quartals 2085 08 M.) 18569.50
wie die Motive behaupten, unberechtigterweiſe, wie wir ſagen, ſeitens des Staatskommiſſars in Ausſicht geſtellt. Wir haben usgabe 13 935 54 M. Kaſſenbeſtände am Ende des 4. Quat
einſchränken will. Er lautet: „Für Zeiten, die bei Stellung gegen eine ſtrenge Aufſicht über die Serwh ſtalten 1926: der örtlichen Verwaltungen 216201 W. du

a

des Antrages auf Bewilligung einer Rente länger als ein an ſich wenig einzuwenden, aber man wird bei der her be m e e 4 i
660.62 M.,Jahr zurückliegen, wird die Rente nicht gewährt. Erben Spezialberatung die Einzeldinge, über die der Kommiſſar Kongreßkoſten 2411 75 M. Von den Zahl

können einen Rentenanſpruch nur inſoweit geltend machen, endgiltig entſcheiden ſoll, doch noch etwas näher anſehen wurden an die Haupikaſſe abgeführt 14081.31 Mals derſelbe noch zu Lebzeiten des Verſicherten bei der müſſen. et h ger re ebruar 1892. 2
unteren Verwaltungsbehörde angemeldet worden iſt.“ Zu Das Vermögen der Verſicherungsanſtalten ſoll in größerem r e e m J
ſolchem Rückſchritt iſt nach unſerer Meinung keine Veran Umfange als bisher zu Arbeiterwohnungszwecken nußzbar ge J ihnen ahl der Streiks im ar in den
laſſung macht werden, ebenſo für andere „Wohifahrtseinrichtungen“. vier Jahren 31. v für

Als weſentlich günſtig iſt hervorzuheben die neue Beſtim Da mit letzterem Begriff oft ein grober Mißbrauch getrieben r r ſchen auf 259 geh S u
mung über das Verfehren bei Rückerſtattung von Beiträgen wird, haben dic Arbeitor alle der Zuſammenſetzung f gar Fol e ende ltenden Niederged dte des u
an weibliche Verſicherte, die eine Ehe eingrhen, vbrr an der Auaſchüſſe künftig ein verſchärſtes Augenmerk zuzu marktes 12 Streits kommen auf die Lextitindaftrie, a

re r m G h r T e der zuz Melalinduſtri, e 2 r m a neblich vereinfacht werden ſoll. er Anſpruch auf Rück „Die in der Praxis vielfach beklagten Härten der Straf- ren auf s an ewerbe. Von 26 Streikserſtattung ſteht den erſteren zu, wenn ſie vor Eingehung der vorſchrift bezüglich der ment en i rn und e allein 10 r h
Ehe für minbeſtens 200 Wochen (sbis jetzt 5 Jahre) Bei merke in den Quittungskarten (J 151) werden beſeitigt“ unbedentende Streits mit ins amt 40 Streitenden zu verzeie

e ei isher donaten nach der Verheiratung geltend nſern Vervbacht, daß durch eine neue mm e ung andere emachen. Für die Witwen und Waiſen als Erben eines den W J ſolle, c n ſuete ge geele 7 ne
Verſicherten, der für 200 Wochen geſteuert hat und geſtor als Uriasbriefe für die Arbeiter zu benützen, haben wir er- tten Ordnung und Forderun der Sedan ehe
ben iſt, ohne in den Genuß einer Rente getreten zu ſein, freulicherweiſe nicht beſtätigt gefunden. Der S 151, wie er t e De Dauer der 18 in Februar h

t in welchem Falle ihnen ein Anſpruch gef Erſtattung der bis jetzt beſteht, droht demjenigen, der „unzuläſſige Ein deten Streiks betrug in 3 Fällen 9 Fag in je einrw
ger der für den Verſtorbenen geleiſteten Beiträge zuſteht, tragungen“ macht, über Bauſch und Bogen bis zu 2000 M. r e n de im S beg e

die Friſt zur Erhebung des Anſpruches auf ein Jahr Geldſtrafe an. Dies ſoll jetzt dahin abgeändert werden, daß, 48. 21 und 20 Tage dauerten. Ausgang der
re Die Rückerſtattung gilt für männliche und weib wer in Quittungskarten den Vordruck oder die zur Aus beendeten Streits 3 Erfolge 5 Ausglei
che Verſicherte. füllung des Vordrucks eingetragenen Worte oder Zahlen Da Eipieunasgeſer trat viermal in WirkungDie Beſtimmungen über die Anrechnung von Krankheitz ändert, mit 10 M. Geldſtrafe belegt werden kann. Sind Aber u n e r r Je

zeiten ſind durchſichtiger gefaßt, die Fälle der an eine Krank aber Erniragungen, Vermerke oder Veränderungen in der lung des Friedensrichters an, der beide M tenheit ſich anſchließenden Geneſungszeit, ſowie ein t Abſicht gemacht worden, den Jnhaber der Quittungskarte recht gab.
verlaufendes Wochenbett ſind (bis 6 Wochen) der Krankheit anderen Arbeitgebern gegenüber zu kennzeichnen, ſo tritt Streits in r iVeäett 1896.
z eſtellt. Als nicht zureichend muß die Herabſetzung der Geldſtrafe bis zu 2000 M. oder Gefängnisſtrafe bis zu ng“ocuere ts e u en s u

aukheitsdauer, die zur Beanpruchung der Jnvalidenrente 6 Monaten ein. zählt, gegen nur 876 im Jahre 1666. e der beteil
berechtigt, von 52 auf 26 Wochen erachtet werden. Gegen dieſe neue Faſſung kann freilich eingewendet wer Se war aber 1896 geringer als in den vorhergehen

G iſt ein Fortſchritt darin enthalten, allein da die in ben, daß es nicht immer leicht oder überhaupt möglich iſt hren; ſie betrug i gegen 263 758 im
dem Geſetze vevorrechteten „orgeniſierten“ Krankenkaſſen faſt einem Unternehmer die Abſicht der Kennzeichnung nachzu un Wäre hre h M r
dersweg nur füe 13 Wochen Kiankengeld bezahlen, ſo weiſen, es dürfte daher wohl eine Korrektur mit 47 400 rne auch nach der neuen Beſtimmung immer noch ein treten haben, daß auch Strafe erfolgt, wenn durch die un die Koylen und Stein beſſ W W
rn von 13 Wochen, für die der Jnvalide keine Rente zuläſſigen Eintragungen die Kennzeichnung eintreten kann. Konflikten. S e

mmt, ſondern auf die offizielle oder private Armen Wir glauben im Sorſtehenden die hauptſächlichſten Neue r e n I r e
angewieſen iſt. Es müßte daher, wenn dieſer Uebel en Geſetzes hervorgehoben zu haben. 8 Arbeitern war rend Per

beſeitigt werden ſoll d e 2 è v es uns tKrankentaſf oll, entweder eine e des m haben wir entſprechend geübt. in 346 Einzelfe

e r

lle
en 19
iks,

engeſetzes dahin vorgenommen werden, daß alle den E dem der U hatten, wenn ſonen in DeiredKaſſen mindeſtens 26 Wochen Krankengeld zu bezahlen gegenüberſtellen, ſerſe wir W x heiß We enferb- Große uirichnroge die geringſte

Farterre u.
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